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kein halbes Jahr nach der verheerenden 
Explosion im Entsorgungszentrum des 
Leverkusener Chem„parks“, die sieben 
Menschenleben forderte, stehen die Zei-
chen auf „Weiter so“. Die CURRENTA als 
Betreiberin hat die Anlagen lediglich in 
einen Winterschlaf versetzt und darf auf 
ein Frühlingserwachen „in alter Frische“ 
hoffen. Der Abstand zur Wohn-Bebauung, 
die mitten über das Gelände führende 
Starkstrom-Leitung, der Müll-Tourismus 
– all das genießt der Bezirksregierung 
Köln zufolge nämlich Bestandschutz. Das 
geht aus einer Beschlussvorlage für den 
Regionalrat des Regierungsbezirks hervor, 
welche das Stichwort BAYER in der vorlie-
genden Nummer ausgewertet hat. 
Schon in der Zeit, als die CURRENTA noch 
mehrheitlich zum Leverkusener Multi ge-
hörte, tüftelte sie ein Manöver aus, um 
ihre EEG-Umlage zu minimieren, die dem 
Staat zum Ausbau von Windkraft & Co. 
dient. Inzwischen liegen massig Klagen 
gegen das sogenannte Scheibenpacht-
Modell vor – dem SWB Anlass für eine 
Gerichtsreportage. 
Auch nicht ganz koscher war die verdeckte 
Finanzierung von Glyphosat-Entlastungs-
studien durch die jetzige BAYER-Tochter 
MONSANTO. LOBBYCONTROL deckte den 
Skandal auf, und der Global Player gelobte 
Besserung. Er startete eine Transparenz-
Initiative. Die ist allerdings ziemlich in-
transparent, befindet LOBBYCONTROL-

LERIN Christina Deckwirth in ihrer Analyse 
für das Stichwort.
Spenden an PolitikerInnen erlauben die 
Gesetze hingegen, obwohl die Zuwen-
dungen mächtige Flurschäden anrichten 
können. Wir dokumentieren es dieses Mal 
am Beispiel USA, wo BAYER & Co. die po-
litische Landschaft pflegten, um gegen ein 
großes Klima- und Sozialpaket der Biden-
Regierung mobil zu machen. Kampagnen 
dieser Art braucht der Konzern gegen die 
neue Regierung vorerst nicht loszutreten, 
meint die SWB-Redaktion nach einem 
Blick in den Koalitionsvertrag. Die Ampel 
dürfte den Kapital-Verkehr kaum stören. 
Ein Thema, dem das Heft einen längeren 
Artikel widmet, findet sich auch in den 
Vereinbarungen von SPD, Grünen und 
FDP wieder: die Praxis der doppelten 
Standards im Pestizid-Bereich. Und die 
entsprechende Passage hört sich ziemlich 
eindeutig an: „Wir werden von den recht-
lichen Möglichkeiten Gebrauch machen, 
den Export von bestimmten Pestiziden zu 
untersagen, die in der EU aus Gründen des 
Schutzes der menschlichen Gesundheit 
nicht zugelassen sind.“ Aber wie wir nach 
der Entschlüsselung des Polit-Sprechs ler-
nen mussten, läßt der Satz viel Interpreta-
tionsspielraum. Große Veränderungen ste-
hen also auch da nicht ins Haus, bedauert
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K a m p a g n e  g e g e n  K l i m a -  u n d  S o z i a l g e s e t z e

BAYER vs. Biden

BAYER & Co. gehen bei der Verteilung 
ihrer Spenden-Gelder an PolitikerInnen 
äußerst umsichtig vor. Die Unternehmen 
setzen nicht einfach alles auf die Kar-
te, denn im Falle eines Falles müssen 
sie sich ja auch mit dem von ihnen nicht 
favorisierten Lager arrangieren. Darum 
streut der Leverkusener Multi die finanzi-
ellen Zuwendungen. Bei der letzten Wahl 
in den USA flossen aus seinem 327.500 

Dollar schweren Etat zur Pflege der po-
litischen Landschaft 56,49 Prozent an 
Republikaner Innen und 43,51 Prozent an 
DemokratInnen. Und sogar bei der einzel-
nen Parteien selbst gehen die Konzerne 
nicht einfach nach dem Gießkannen-Prin-
zip vor, sondern wählen sich ihre Leute 
ganz genau aus.
Zuletzt kam das bei der Kampagne gegen 
den „Build Back Better“-Act der Biden-

Administration zum Tragen. Mit diesem 
Gesetzes-Paket will die US-Regierung die 
sozialen und ökonomischen Folgen der Co-
rona-Pandemie mindern und gleichzeitig 
die Weichen für eine klima-schonendere 
Wirtschaft stellen. Nicht weniger als 3,5 
Billionen Dollar sah das Paragrafen-Werk 
für bessere Krankenversicherungsleis-
tungen, Steuerentlastungen für Familien, 
mehr Kinderbetreuungsangebote, bezahl-

Demonstration für die Verabschiedung des „Build Back Better“-Gesetzespakets am 7. Dezember in Washington

Mit einem billionen-schweren Gesetzes-Paket will die Biden-Administration Sozialreformen auf den Weg bringen 
und die Wirtschaft klima-freundlicher gestalten. Aber höhere Unternehmenssteuern und andere Maßnahmen zur 
Gegenfinanzierung passten BAYER & Co. nicht. Also organisierten die Konzerne eine große Kampagne gegen den 
„Build Back Better“-Act.

Von Jan Pehrke
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te Elternzeit, erleichterte Hochschul-Zu-
gänge und eine Stärkung der Altenpflege 
vor. Die 2. Säule umfasst Investitionsan-
reize für die Industrie zur Umsetzung von 
Klimaschutz-Maßnahmen in Höhe von 555 
Milliarden Dollar.
Zur Gegenfinanzierung planten Biden & 
Co. unter anderem, die von Donald Trump 
veranlasste drastische Unternehmens-
steuer-Senkung wieder etwas zurück-
zufahren und die Arzneimittel-Preise zu 
senken. Zu diesem Behufe beabsichtigten 
sie, der staatlichen Gesundheitsagentur 
Medicare das Mandat zu erteilen, mit den 
Herstellern Preis-Rabatte auszuhandeln. 
Das „Congressional Budget Office – die 
Finanzabteilung des Kon-
gresses – ermittelte hier 
über die nächsten zehn Jah-
re ein Einspar-Potenzial von 
456 Milliarden Dollar.
Das passte BAYER natürlich 
gar nicht. Auch die anderen 
Multis zeigten sich „not 
amused“. Also starteten 
die Firmen eine Kampagne. 
Dabei konzentrierten sie 
sich darauf, die hauchdünne 
Mehrheit der Demokraten 
zu unterminieren und Ab-
geordnete mittels üppiger 
„Wahlkampf-Hilfe“ aus 
der Fraktion herauszulö-
sen. So erhielten Carolyn 
Bourdeaux, Ed Case, Jim Costa Henry 
Cuellar, Jared Golden, Vincente Gonzales, 
Josh Gottheimer, Joe Manchin, Stephanie 
Murphy Kurt Schrader, Kyrsten Sinema 
und Filemon Vela in jüngster Zeit hundert-
tausende Dollar. Allein der Leverkusener 
Multi bedachte im laufenden Jahr Gott-
heimer, Murphy und Schrader mit je 2.500 
Dollar und Jim Costa mit 1.000 Dollar. Die 
konservativen Demokraten-Zirkel „Mode-
rate Democrats“ und „Blue Dog Coalition“ 
erhielten noch mal je 5.000 Dollar vom 
Global Player. Auch andere DAX-Konzerne 
wie AIRBUS, BASF, SIEMENS, DEUTSCHE 
TELEKOM und das Familien-Unternehmen 
BOEHRINGER zeigten sich erkenntlich.
Die Hauptprotagonist*innen der partei-
internen Opposition sind die beiden 
Senator*innen Kyrsten Sinema und Joe 
Manchin. Sinema, die im Vorfeld der letz-
ten US-Wahl allein 121.000 Dollar von der 
Pillen-Industrie – darunter 1.000 Dollar 
vom Leverkusener Multi – erhalten hatte, 
wandelte sich so von einer engagierten 
Kämpferin für erschwingliche Medika-
menten-Preise zu einer entschiedenen 
Streiterin für Big Pharma. Auch gegen 

Bidens Absicht, die Unternehmenssteu-
ern wieder etwas anzuheben, wendet sie 
sich. Manchin, dessen frühere Wahlkämp-
fe der Leverkusener Multi mit rund 50.000 
Dollar gefördert hatte, strich aktuell vor 
allem Geld von der Öl-, Papier- und Ver-
sicherungsindustrie ein. Als Abgeordneter 
aus der Kohle-Region West Virginia stört 
er sich vor allem an den Klimaschutz-Vor-
haben des „Build better back acts“.
Das meiste Geld zur Pflege der politischen 
Landschaft stammt allerdings nicht von 
den einzelnen Unternehmen selbst, son-
dern von ihren Interessensverbänden wie 
dem „Business Roundtable“, dem „US 
Chamber of Commerce“ und den „Phar-

maceutical Research & 
Manufacturers of America“ 
(PhRMA). Der „Business 
Roundtable“ machte gegen 
Bidens Plan, den Unter-
nehmenssteuersatz von 21 
auf 28 Prozent zu erhöhen, 
mobil. Das „US Chamber of 
Commerce“ ließ verlautba-
ren, „alles in unserer Macht 
stehende“ zu tun, um das 
Wiederaufbau-Programm in 
seiner ursprünglichen Form 
zu verhindern und bewarb 
dafür unter anderem die ab-
trünnigen Demokraten auf 
Facebook massiv. Die PhR-
MA warnte derweil, eine 

Kappung der Arznei-Preise würde „das 
gleiche innovative Ökosystem zerstören, 
aus dem lebensrettende Impfstoffe und 
Therapien zur Bekämpfung von COVID-19 
erwuchsen“ und schaltete entsprechende 
Anzeigen. Das „American Action Net-
work“ bezeichnete das Vorhaben gleich 
als eine „sozialistische Übernahme des 
Medikamenten-Marktes“, und sogar eine 
eigene „Coalition Against Socialized Me-
dicine“ brachten BAYER & Co. an den 
Start.
Das alles zeitigte Erfolge. Dem inner-
parteilichen Druck geschuldet, musste 
Joe Biden den „Build Back Better“-Etat 
von 3,5 Billionen Dollar auf 1,75 Billio-
nen reduzieren. Ein 150 Milliarden Dol-
lar umfassendes Anreiz-Programm zum 
Umstieg auf erneuerbare Energien fiel 
ebenso Streichungen zum Opfer wie eine 
Methan-Abgabe, bezahlte Elternzeit und 
ein besserer Krankenversicherungsschutz 
für Angestellte. Die Pläne zur Reduzie-
rung der Arznei-Preise und zur Stärkung 
der staatlichen Krankenkassen dürften – 
wenn überhaupt – allenfalls in Schrumpf-
Form überleben.

CBG bei  der Arbeit

Am 28.9.2021 empfing die CBG in 
Leverkusen eine Delegation von 
ZapatistInnen, die Europa bereis-
ten, um die europäische Linke und 
ihre Kämpfe kennenzulernen. CBG-
Geschäftsführer Marius Stelzmann 
gab im Rahmen einer alternativen 
Werksbesichtung einen Überblick 
über die Geschichte der BAYER-
Verbrechen; die Companeras erzähl-
ten von vielfältigen Krankheiten, die 
sich Menschen in ihrer Heimat durch 
Glyphosat & Co. zuzogen. Den Ab-
schluss fand die Begegnung zweier 
Welten des Widerstandes vor der 
Konzern-Zentrale. Hier präsentier-
te die CBG den Genoss*innen als 
Geschenk ein Transparent, das ein 
Ende des Agrar-Kolonialismus von 
BAYER/MONSANTO fordert. 


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Damit begnügten sich die Partei-Rechten 
jedoch nicht. Sie gaben ihre Blockade-
Haltung nicht auf. So blieb Joe Biden 
nichts anderes übrig, als ohne ein fertiges 
Maßnahme-Paket zur Treibhausgas-Re-
duktion zum Klima-Gipfel nach Glasgow 
reisen. Auch zur verlorenen Gouverneu-
rInnen-Wahl in Virginia trug der interne 
Streit bei. Das bewog die Partei-Linke, 
die als Reaktion auf den Widerstand von 
Sinema & Co. die Zustimmung zu Bidens 
Infrastruktur-Gesetz verweigerte hatte, 
einzulenken. 
Aber ihre Hoffnung, auf diese Weise am 
5. November mit der endgültigen Verab-

schiedung der „infrastructure bill“ den 
„Build Back Better Act“ seine erste par-
lamentarische Hürden nehmen zu lassen, 
trog. Die Rechtsabweichler meldeten 
noch Klärungsbedarf an und wollten alles 
noch einmal vom Congressional Budget 
Office durchrechnen lassen, das schon bei 
der „infrastructure bill“ eine Deckungslü-
cke von rund 250 Milliarden ausgemacht 
hatte. Erst am 19. November votierte das 
„House of  Representatives“ für das Ge-
setz, nur Jared Golden blieb standhaft. 
Bei der entscheidenen Abstimmung im 
Senat können die Demokraten sich Ab-
trünnige wegen der knappen Mehrheits-

verhältnisse dort nicht mehr erlauben. 
Trotzdem haben weder Kyrsten Sinema 
noch Joe Manchin bisher nachgegeben. 
Die Partei-Spitze hat deshalb noch viel 
Arbeit vor sich, um die beiden zu einer 
Meinungsänderung zu bewegen und das 
„Build Back Better“-Paket durchzubringen. 
Ohne weitere Zugeständnisse an Sinema 
und Manchin dürfte das zur Freude der In-
dustrie kaum gelingen. Dementsprechend 
viel Kritik forderte die Einflussnahme der 
Multis heraus. „Es darf nicht sein, dass 
Unternehmensgeld diesen Prozess konta-
miniert“, mahnte Kyle Herrig von der An-
tikorruptionsinitiative ACCOUNTABLE.US. 
Der linke Demokrat Bernie Sanders sprach 
derweil von Gier, welche die Firmen durch-
dringe und haderte mit den Abgeordneten 
aus den eigenen Reihen. „Mir ist klar, dass 
die Pharma-Industrie die Republikaner-
Partei besitzt und dass kein Republikaner 
für ein solches Gesetz stimmt, aber es gibt 
keine Entschuldigung für einen Demokra-
ten, es nicht zu unterstützen“, so Sanders. 
Und auch die COORDINATION GEGEN 
BAYER-GEFAHREN protestierte. „BAYER 
und die anderen Konzerne kaufen sich 
ihre Politik nach Belieben. Diese Praxis 
muss ein Ende haben. Die COORDINATI-
ON GEGEN BAYER-GEFAHREN fordert ein 
Verbot aller Spenden an Politiker*innen in 
den USA und anderswo“, hieß es in ihrer 
Presseerklärung zum Thema. 

KOMMUNAL POLITIK machen
Dieser Leitfaden fürs Politikmachen vor der 
eigenen Haustür gehört in jedes Fraktions-
büro und auf den Schreibtisch aller 
grün-alternativen Kreistags-, Stadtrats- 
oder Gemeinderatsmitglieder.

Das Buch führt Frischgewählte in die 
lokalpolitische Materie ein und hält auch 
für erfahrene Kommunalpolitiker*innen 
viele Kniffe parat.

Bielefeld 2020; 5., überarbeitete Auflage 
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ISBN 978-3-9822221-0-3

Bestellen Sie direkt bei uns – auch online: 

Alternative Kommunalpolitik (AKP) e.V.
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Tel. 0521 177517  |  Fax 0521 177568
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BAYER gibt sich offen

Ende 2019 hat LOBBYCONTROL enthüllt, 
dass MONSANTO Glyphosat-Studien ver-
deckt finanziert hatte (siehe SWB 1/20). 
Die Enthüllungen lösten eine große Medi-
enwelle aus – und bewegten auch etwas 
bei den beteiligten AkteurInnen. Ein For-
schungsjournal zog Aufsätze zurück, die 
betroffene Universität Gießen kündigte 
eine Überprüfung ihrer Satzung an. BAY-
ER, der MONSANTO-Mutterkonzern, kün-
digte mehr Transparenz bei Forschungs-
kooperationen an. Nun – fast zwei Jahre 
nach der ersten Veröffentlichung – legte 
der Konzern seine Ergebnisse vor: ein For-
schungsregister. Das ist ein erfreulicher 
Erfolg der Arbeit von LOBBYCONTROL – 
doch das Register ist nicht ausgereift.
Der neue „Science Collaboration Explorer“ 
listet Forschungskooperationen zwischen 
BAYER und Universitäten und anderen 
wissenschaftlichen Instituten auf. Dabei 
sollen folgende Angaben aufgelistet wer-
den: Art der Kooperation, Vertragspartner 
(Universität oder Klinikum), die Konzern-
sparte, die den Vertrag abgeschlossen 

hat, Zeitpunkt, Land, Auftragshöhe sowie 
das Thema der Kooperation. Doch diese 
Angaben sind unzureichend, wie ein Blick 
in das Register zeigt.
1) In dem Forschungsregister von BAYER 

stehen neun Projekte der Agrar-Sparte 
Crop Science. Alle geben als Thema 
nur „Other“ an. So ist nicht erkennbar, 
ob darunter z. B. Projekte zu Glypho-
sat sind. Dabei waren intransparente 
Glyphosat-Studien von Monsanto der 
Anlass für das Register.

2) Insgesamt sind nach aktuellem Stand 
100 Forschungsprojekte in dem Regis-
ter erfasst. Davon 60 mit dem Thema 
„Other“ – d. h. nur bei 40 Prozent al-
ler Projekte gibt BAYER ein Thema an 
– und auch das häufig nur mittels gro-
ber Oberbegriffe. Diese Angaben sind 
zu ungenau, um wirkliche Transparenz 
herzustellen. 

3) Private Auftragnehmer werden nicht 
erfasst. Dabei hat MONSANTO in 
der Vergangenheit auch bei privaten 
Forschungsinstituten oder Beratungs-

firmen Studien in Auftrag gegeben, 
die für die Lobbyarbeit für Glyphosat 
genutzt wurden. BAYER hatte nach un-
seren Enthüllungen gesagt, dass diese 
Studien in Zukunft klar als Auftragsar-
beiten für Bayer gekennzeichnet wer-
den sollen. Dann wäre es sinnvoll, sie 
auch in dieses Register aufzunehmen.

Das Fazit fällt klar aus: In der aktuellen 
Form erfüllt das Register seine Funkti-
on nicht – zumindest noch nicht. BAYER 
muss hier dringend nachbessern. Es ist 
notwendig und richtig, dass der seine 
Konzern Forschungskooperationen offen-
legen möchte, aber dies sollte auch in 
einer angemessenen Form passieren. Ein 
Unternehmenssprecher teilte LOBBYCON-
TROL mit, dass ein kontinuierlicher Aus-
bau des Forschungsregisters angestrebt 
wird – und das Unternehmen an einem 
„konstruktiv-kritischen Dialog und Feed-
back“ interessiert sei. Wir sind gespannt, 
ob und wie das Unternehmen unsere Kritik 
aufnimmt. 

Abdruck mit Genehmigung von LOBBYCONTROL

Ausschnitt aus BAYERs Promo-Clip

Seit Neuestem hat BAYER ein Transparenz-Register. Es ist allerdings ziemlich intransparent.

Von Christina Deckwirth (LOBBYCONTROL)
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Der Milliarden-Betrug

Es vergeht kaum ein Tag, an dem BAYER 
& Co. kein vollmundiges Bekenntnis zu 
Nachhaltigkeit im Allgemeinen und Kli-
maschutz im Besonderen abgeben. Wenn 
es aber an die praktische Umsetzung geht 
und dabei Kosten anzufallen drohen, dann 
suchen die Konzerne schnell nach Alter-
nativen. So auch bei der Abgabe, die der 
Bund im Jahr 2000 mit dem Erneuerbare-
Energien-Gesetz (EEG) eingeführt hat, um 
den Ausbau von Wind- und Wasserkraft, 

Photovoltaik, Geothermie und Biomasse 
zu fördern. Während die Privathaushalte 
und die mittelständische Wirtschaft die-
se EEG-Umlage mit ihrer Stromrechnung 
zahlen, fanden die großen Konzerne eine 
Möglichkeit, ihre Beiträge drastisch zu 
senken. Und das, obwohl sie als energie-
intensive Betriebe oft eh schon Rabatte 
eingeräumt bekommen.
Als Hebel diente ihnen das Eigenstrom-
Privileg. Nach dieser Bestimmung müssen 

die Multis auf Strom, den sie auf ihren 
Werksarealen selbst erzeugen, keine 
EEG-Umlage zahlen. Zwar besitzen viele 
Unternehmen solche Kraftwerke, aber 
das reichte den meisten von ihnen nicht. 
Darum suchten sie nach juristischen Mit-
teln und Wegen, ihren Bestand zwecks 
Umlage-Umgehung zumindest pro forma 
zu vergrößern, mit freundlicher Unter-
stützung von Beratungsfirmen wie PRI-
CEWATERHOUSECOOPERS (PWC) oder 

Mit dem Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) des Jahres 2000 wollte der Bund den Ausbau von Windkraft, Solar-
energie & Co. fördern. Dazu sah er eine Abgabe über die Stromrechnung vor. Während aber die Privat-Haushalte 
ihre EEG-Umlage ordnungsgemäß zahlen, fanden BAYER & Co. mit der Scheibenpacht einen Dreh, um ihren Beitrag 
massiv zu reduzieren. Acht bis zehn Milliarden Euro sparten sie laut Spiegel auf diese Weise. 

Von Jan Pehrke

Von diesem Gas-Kraftwerk der HÜTTENWERKE KRUPP MANNESMANN hat BAYER sich zur Umgehung der EEG-Umlage eine Scheibe abgeschnitten.
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Anwaltskanzleien wie BECKER BÜTTNER 
HELD (BBH) und FRESHFIELDS BRUCK-
HAUS DERINGER. 
„Scheibenpacht“ hieß das Mittel der 
Wahl. BAYER & Co. machten sich auf dem 
Papier zu Pächtern von Kraftwerksantei-
len, reklamierten so das Eigenstrom-Pri-
vileg für sich und sparten so Unsummen. 
Auf acht bis zehn Milliarden Euro schätzt 
der Spiegel die einbehaltenen Beiträge 
und zieht Parallelen zum Cum-ex-Skandal. 
Und die Zeche zahlen die Privathaushalte 
und MittelständlerInnen. „Weil manche 
Unternehmen wissentlich seit Jahrzehn-
ten ihre Rechnung nicht vollständig zah-
len, wird die EEG-Umlage für alle anderen 
dadurch höher“, kritisiert Ingrid Nestle 
von Bündnis 90/Die Grünen. Nach „Die 
Grünen“: Nicht umsonst stieg der Beitrag 
seit der Einführung im Jahr 2000 kräftig 
an, von 0,19 auf zuletzt 6,5 Cent pro Ki-
lowattstunde Strom. Nur Zuflüsse aus der 
CO2-Abgabe für die Sektoren „Verkehr“ 
und „Gebäude“ in den EEG-Topf vermoch-
ten ihn jüngst auf 3,7 Cent zu drücken.
Diese Vermeidungsstrategie, die sich zum 
Kassenschlager entwickelte und am Ende 
sogar Krankenhäuser und Kommunen 
wie Wuppertal in Anschlag brachten, rief 
schließlich die Bundesnetzagentur auf den 
Plan. Daraufhin setzte der Gesetzgeber 
diesem Treiben 2017 mit der Novelle des 
EEG-Gesetzes ein Ende. Allerdings ver-
pflichtete er die Konzerne nicht zu Nach-
zahlungen. Zudem ließ er ihnen mit dem 
§ 104 Absatz 4 die Möglichkeit, an ihren 
Verträgen festzuhalten, wenn sie ihr „Ei-
generzeugungskonzept“ als rechtssicher 
erachteten. Daraufhin dezimierte sich der 
Kreis der Scheibenpächter beträchtlich, 
BAYER, DAIMLER, EVONIK und weitere 
Global Player aber machten einfach wei-
ter wie bisher.

A M P R I O N  v s .  B AY E R
Dagegen gingen mehrere Übertragungs-
netzbetreiber, die sich als „Treuhändler 
des EEG-Kontos“ verstehen, gerichtlich 
vor. AMPRION etwa focht das von der 
damaligen 60-prozentigen BAYER-Tochter 
CURRENTA und den HÜTTENWERKEN 
KRUPP MANNESMANN (HKM) entwickel-
te Konstrukt an. Nach diesem wurde die 
Service-Gesellschaft laut Vertrag zu einer 
„Eigenerzeugerin von Strom“, indem sie 
zwei „Kraftwerksscheiben“ mit einer Leis-
tung von 150 Megawatt von HKM pachte-
te. 20 Prozent der Leistung brauchte das 
Unternehmen für sich selbst, den Rest 
„verpachtete“ sie an BAYER und andere 
Firmen weiter. 

Auf dem Wege eines zweistufigen Verfah-
rens wollte AMPRION per Auskunftsklage 
zunächst in Erfahrung bringen, wie viel 
Strom CURRENTA von 2014 bis 2018 im 
fernen Duisburg „eigenerzeugte“, um so 
die Nachforderungen genau beziffern zu 
können. Im Zuge dessen prüften die Rich-
terInnen jedoch auch schon die Legitimi-
tät des Spar-Modells an sich. Es erwies 
sich allerdings als ziemlich schwierig, 
in dem komplizierten Vertragswerk den 
wahren Strom-Eigentümer aufzuspüren, 
denn PWC, BBH & Co. hatten ganze Ar-
beit geleistet. Die JuristInnen beurteilten 
die Sachlage am Ende danach, wer von 
den Vertragspartnern letztendlich das 
unternehmerische Risiko trägt. Als Kri-
terien dienten dabei unter anderem die 
Zuordnung der wirtschaftlichen Verant-
wortung für die Brennstoff-Beschaffung, 
die Qualitätsprüfung, die Preis-Bildung 
sowie für etwaige Umweltschäden und 
Anlage-Ausfallzeiten. Auf dieser Basis 
fällte das Landgericht Duisburg im Januar 
2021 sein Teilurteil, das eindeutig ausfiel: 
„Unter Zugrundelegung der dargestellten 
Maßstäbe liegt eine Eigenerzeugung (...) 
nicht vor.“ Die Klägerin als Übertragungs-
netz-Betreiberin sei berechtigt, die antei-
lige EEG-Umlage zu verlangen, hieß es 
im RichterInnen-Spruch weiter. Die somit 
fällige Abgabe hatte AMPRION auf Basis 
der Liefermengen auch gleich schon er-
rechnet: 41 Millionen Euro. Das erschien 
dem Gericht allerdings etwas zu hoch, es 
kam „lediglich“ auf rund 20 Millionen.
In Köln saß BAYER gleich mit auf der An-

klagebank und musste eine Niederlage 
einstecken. Das Landgericht entschied 
die Auskunftsklage wiederum zugunsten 
AMPRIONs. Das Urteil sei noch nicht 
rechtskräftig, gab sich der Leverkusener 
Multi daraufhin zerknirscht, während 
sich die CURRENTA trotz allem bemühte, 
Zuversicht auszustrahlen. Man sei über-
zeugt, dass die Voraussetzungen für eine 
umlagefreie Eigenstrom-Erzeugung erfüllt 
seien, betonte das Unternehmen dem 
Spiegel gegenüber.

A l t m a i e r  a m n e s t i e r t
Aber nicht erst solche Entscheidungen 
schürten bei den Scheibenpächtern die 
Angst vor Rückforderungen. Darum wand-
ten sie sich an die Politik und übten Druck 
auf den damaligen Bundeswirtschaftsmi-
nister Peter Altmaier (CDU) aus. Allein der 
Leverkusener Multi, der 2020 auf seiner 
Hauptversammlung der COORDINATION 
GEGEN BAYER-GEFAHREN (CBG) gegen-
über Betrugsvorwürfe „entschieden“ zu-
rückgewiesen hatte, setzte drei Schreiben 
in der Sache auf. Die Konzerne beschwör-
ten „nachteilige Folgen für Standorte“ 
herauf und mahnten Rechtsschutz an. 
Der „Verband der Chemischen Industrie“ 
trat dabei gleich in Vorleistung. Er er-
stellte laut Spiegel „druckreife Entwürfe 
für Gesetzes-Änderungen und Amnestie-
Regelungen“. Auch die Unternehmensbe-
ratungen und Anwaltskanzleien mischten 
sich ein. Unter anderem trafen sie sich 
mit Bundestagsabgeordneten und Ver-
treterInnen des Bundeswirtschaftsminis-


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teriums (BMWi) und konnten gar nichts 
daran finden. Es sei doch ganz normal, 
sich als langjährige Kenner der Materie 
mit der Politik auszutauschen, bekundeten 
die AntichambriererInnen von BBH & Co. 
scheinheilig. 
All diese Lobby-Anstrengungen führten 
schließlich zum gewünschten Erfolg. 
Peter Altmaier setzte sich über Mitar-
beiterInnen im eigenen Haus, die „ver-
fassungs- und beihilferechtliche Risiken“ 
geltend machten, hinweg und lieferte. Die 
EEG-Novelle vom Dezember 2020 hielt die 
bestellte Amnestie-Regelung bereit, „um 
Rechtsfrieden zu schaffen“, wie es aus 

dem BMWi heißt. Stattdessen bleibt den 
Übertragungsnetzbetreibern jetzt nur, sich 
auf Vergleichslösungen einzulassen. Eine 
„Kapitulation der Politik“, konstatierte der 
Spiegel trocken.

U n d  d i e  A m p e l ?
„Diesen Paragrafen muss die neue Re-
gierung wieder kippen. Sie darf nicht 
einfach freiwillig auf viele Milliarden 
Euro verzichten, um die BAYER & Co. die 
Klima-Politik trickreich erleichtert haben“, 
forderte die CBG die Ampel-Koalition auf. 
Bei den Koalitionsverhandlungen spielte 
das Thema jedoch keine Rolle. Dement-

sprechend taucht es auch im fertigen Ko-
alitionsvertrag nicht auf. Dafür strich die 
neue Regierungskoalition die EEG-Umlage 
gleich ganz, womit sie eine langjährige 
Forderung der Multis erfüllte. Ab 2023 
läuft die Bezuschussung der Erneuerbaren 
Energien nicht mehr über den Strom-Preis, 
sondern über den Bundeshaushalt. Ledig-
lich über die Einnahmen aus dem Handel 
mit den Verschmutzungsrechten, welche 
die Konzerne ab einem bestimmten Punkt 
für den Ausstoß von Kohlendioxid kaufen 
müssen, findet indirekt noch eine Beteili-
gung der Industrie statt. Und viel kommt 
da nicht zusammen, weil nur Heiz- und 
Kraftwerke, nicht aber Produktionsstätten 
erfasst sind – BAYER z. B. ist gerade ein-
mal mit fünf Anlagen dabei. Also dürften 
die SteuerzahlerInnen nun abermals den 
Großteil der Kosten tragen, lediglich die 
Zahlstelle ändert sich.
Aber vielleicht bewegt sich in Sachen 
„Umlage-Nachzahlungen“ ja doch noch 
was, obwohl die FDP sich schon da-
gegen ausgesprochen hat. Die Grünen 
gaben nämlich nicht nur ein Rechts-
gutachten über die Möglichkeit, den 
Amnestie-Passus zu kippen, in Auftrag, 
sie fühlen sich auch durch neue Schei-
benpacht-Entscheidungen der Gerichte 
in dem Ansinnen bestärkt, die Unterneh-
men doch noch zur Kasse zu bitten. Der 
neue Parlamentarische Staatssekretär 
im Bundeswirtschaftsministerium, Oliver 
Krischer, erklärte dem Spiegel gegenüber, 
die „bisherigen Urteile, insbesondere des 
OLG Düsseldorf, sind ermutigend, dass die 
Energiewende doch noch gerecht finan-
ziert werden kann.“
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Das Landgericht Duisburg urteilte in Sachen „Scheibenpacht“ gegen CURRENTA, BAYER & Co.
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„Winterschlaf“ – diese Statusmeldung 
gab Chem„park“-Leiter Lars Friedrich im 
WDR-„Stadtgespräch“ zu dem aktuellen 
Zustand des Sondermüll-Entsorgungs-
zentrums nach der Explosion vom 27. Juli 
ab. Er ließ in der Diskussionssendung 

aber keinen Zweifel daran, dass er auf 
ein Frühlingserwachen setzt. Benedikt 
Rees von der Leverkusener Klimaliste re-
agierte alarmiert auf das Ansinnen, nach 
einer solchen Katastrophe mit sieben To-
ten und 31 Verletzten im Tanklager nahe 

der Verbrennungsöfen einfach wieder zur 
Tagesordnung übergehen zu wollen. Der 
Lokalpolitiker forderte stattdessen ein 
neues Genehmigungsverfahren ein. Die 
nordrhein-westfälische Umweltministerin 
Ursula Heinen-Esser zeigte Verständnis 

C U R R E N T A  b e r e i t e t  e i n e n  N e u s t a r t  v o r

Alles auf Anfang?

Trotz der verheerenden Auswirkungen der Explosion vom 27. Juli im Tanklager des Sondermüll-Entsorgungszentrums 
mit sieben Toten und 31 Verletzten strebt die CURRENTA eine schnelle Wiederinbetriebnahme dieses Komplexes 
des Leverkusener Chem„parks“ an.  

Von Jan Pehrke
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dafür. „Das kann ich absolut nachvollzie-
hen“, so die CDU-Politikerin. Ein amtliches 
„Ja“ zu einem solchen Prozedere war das 
jedoch nicht, noch nicht einmal ein neu-
erliches „Business as usual“ schloss sie 
aus. „Wir müssen uns anschauen, ob 
Veränderungen nötig sind“, blieb Heinen-
Esser vage.
Als Entscheidungsgrundlage dafür möchte 
die Landesregierung das Sachverständi-
gen-Gutachten zur Ursache der Detona-
tion heranziehen. „Eine Wiederinbetrieb-
nahme bzw. ein Wiederaufbau der Anlage 
ist erst nach eindeutiger Klärung des Er-
eignis-Hergangs und vorbehaltlich even-
tuell erforderlicher organisatorischer und/
oder technischer Änderungen möglich“, 
erklärten CDU und FDP in ihrer Antwort 
auf eine Kleine Anfrage von Bündnis 90/
Die Grünen. Auch „Änderungsbedarfe an 
dem bestehenden Regelwerk“ schlossen 
die Parteien nicht aus. Bei einer Anhörung 
im Leverkusener Stadtrat nannte Dr. Horst 
Büther von der Bezirksregierung einige 
konkrete Punkte. Je nach Ergebnis der Ex-
pertise könnten beispielsweise bestimm-
te Abfall-Gruppen aus der Genehmigung 
genommen sowie die Überwachung ver-
schärft werden, so Büther. 

E n t s o r g u n g s n o t s t a n d
Gleichzeitig drängt die Landesregierung 
jedoch zur Eile, denn seit der Detonation 
im Tanklager besteht in Nordrhein-West-
falen ein Entsorgungsnotstand. Einzelne 
Firmen wie etwa die ehemalige BAYER-
Tochter LANXESS waren schon gezwun-
gen, ihre Produktion zu drosseln. „Die 
aufgrund des Explosions- und Brander-
eignisses im Chem‚park’ Leverkusen am 
22.(sic!)07.2021 beschädigte Rückstands- 
und Abfallverbrennungsanlage der CUR-
RENTA GmbH & Co. OHL muss zeitnah 
wieder in Stand gesetzt werden“, erklärt 

Schwarz-Gelb deshalb. Welche Hürden 
zur Wiederaufnahme des Betriebs zu neh-
men sind, hängt von den Plänen des Unter-
nehmens ab, wie Horst Büther im NRW-
Umweltausschuss erläuterte. „Soll dieses 
Tankfeld wieder genauso aufgebaut wer-
den, wie es war, oder sollen Änderungen 
vorgenommen werden? Und je nachdem, 
welche Änderungen vorgenommen wer-
den sollen, muss eine entsprechende Än-
derungsgenehmigung beantragt werden 
bei uns, bei der Bezirksregierung. Und im 
Rahmen dieser Änderungsgenehmigung 
werden wir gucken: Was müssen wir für 
Anforderungen stellen an die Wiederinbe-
triebnahme des Betriebes? Wenn tatsäch-
lich 1:1 aufgebaut werden sollte, wären 
die Anforderungen gering, andererseits 
sind sie höher“, so Büther.
Bis zum 10. Dezember lag der Bezirksre-
gierung Köln aus Leverkusen diesbezüg-
lich noch nichts vor. Ihrer Einschätzung 
nach beabsichtigt der Chem„park“-Be-
treiber jedoch, wieder aufs Ganze zu ge-
hen. „Aufgrund der hohen Bedeutung der 
SMVA (Sondermüll-Verbrennungsanlage, 
Anm. SWB) für die Entsorgungssicherheit 
des gesamten Standortes ist davon aus-
zugehen, dass die Fa. CURRENTA die Be-
triebsgenehmigungen für die derzeit still-
stehenden vier Verbrennungslinien künftig 
weiter in Anspruch nehmen wird“, heißt 
es in der Antwort auf eine Anfrage der 
Grünen im Regionalrat des Regierungsbe-
zirks Köln. 
Eine neue Genehmigung braucht das Un-
ternehmen der Bezirksregierung zufolge 
dafür nicht. Es hat nur etwaige Verbesse-
rungsvorschläge der GutachterInnen um-
zusetzen. Aber diese leisten der Behörde 
zufolge auch schon Hilfestellung für einen 
Neustart: „Bestandteil der sicherheits-
technischen Prüfung durch die Sachver-
ständigen ist auch die Möglichkeit der 

CURRENTA-Geschäftsführer Hans Gennen

kurzfristigen Wiederinbetriebnahme von 
Anlagen-Teilen.“
Das reicht der CURRENTA aber offensicht-
lich nicht. Daher hat sie noch weitere Ex-
pertInnen engagiert. „Die Unterstützung 
durch Professor Jochum und sein Team ist 
wichtig, um sicherzustellen, dass aus der 
Aufarbeitung des Ereignisses die richtigen 
Schlüsse gezogen werden und Eingang in 
die Prozesse und Abläufe der CURRENTA 
finden. Überprüft werden daher auch die 
Maßnahmen zur Wiederinbetriebnahme 
der Anlage“, erklärte Geschäftsführer 
Hans Gennen. Aber auch „Fragen und 
Sorgen der Öffentlichkeit“ fänden Berück-
sichtigung, beschwichtigt der Manager. 
Der Herr Professor wiederum zeigte sich 
überzeugt, „dass wir die Aufarbeitung des 
Ereignisses und den Weg zur Wiederin-
betriebnahme erfolgreich mitgestalten 
können.“ 
Dabei stellen die knappen Abstände des 
Entsorgungszentrums zu Wohnsiedlungen 
nach Ansicht der Bezirksregierung keinen 
Hinderungsgrund dar. „Viele Standorte 
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der chemischen Industrie sind zu Zeiten 
entstanden, in denen es keine störfall-
rechtlichen Abstandsregelungen gab. 
In diesen Fällen genießen Anlagen und 
Schutzobjekte Bestandsschutz“, konsta-
tiert sie. Die derzeitige Chem„park“-Rege-
lung entspricht ihr zufolge dem Leitfaden 
der „Kommission für Anlagensicherheit“ 
(KAS): „Demnach sind die Abstände der 
SMVA zur benchbarten Wohnbebauung 
ausreichend.“ Sogar die Hochspannungs-
leitung, die quer über das ganze Areal 
verläuft und am Tag der Explosion erst 
umständlich vom Netz genommen werden 

musste, ehe die Feuerwehr mit vollem Ein-
satz löschen konnte, darf bleiben. Ledig-
lich ein „schnelleres Freischalten“ muss 
die CURRENTA künftig garantieren.
Das Geschäftsmodell, aus der Entsor-
gung Kapital zu schlagen und dafür Müll 
aus aller Herren Länder zu akquirieren, 
sieht die Bezirksregierung Köln ebenfalls 
nicht gefährdet. Dabei ist dieses mit für 
das Unglück in Haftung zu nehmen, nicht 
nur weil die Substanz, die den Tank zum 
Platzen brachte, von weit her stammte. 
Ohne den grenzüberschreitenden Müll-
Tourismus hätte es solch großer Tanklager 

als Zwischenlager-Stätten für die giftigen 
Produktionsreste gar nicht nicht bedurft. 
Aber die Bezirksregierung beantwortete 
die Frage abschlägig, ob es behördlicher-
seits möglich wäre, der CURRENTA eine 
Auflage zu erteilen, nur noch solche Stoffe 
zu verbrennen, die vor Ort anfallen. „Die 
Anlage besitzt eine immissionsschutz-
rechtliche Genehmigung zur Verbrennung 
von 264.000 Tonnen/a und ist aufgrund ih-
rer Kapazität dafür ausgelegt, Abfälle aus 
Deutschland und anderen EU- bzw. EFTA-
Staaten zu verbrennen. Einschränkun-
gen zum Entstehungsort der Abfälle sind 
rechtlich nicht begründbar und könnten 
allenfalls als freiwillige Selbstbeschrän-
kung der Betreiberin umgesetzt werden“, 
so die Behörde. Noch nicht einmal bei den 
Kontrollen will sie Defizite einräumen. Sie 
hält das Prozedere bestehend aus Eigen-
überwachung im Zusammenspiel mit Prüf-
stellen wie dem TÜV und gelegentlichen 
Inspektionen ihrerseits für nicht reform-
bedürftig: „Aus Sicht der Bezirksregierung 
ist dieses Überwachungssystem ausrei-
chend.“ Und beim Thema „Arbeitsschutz“ 
mag sie offenbar auch keinen Handlungs-
bedarf erkennen.

D i e  E r m i t t l u n g e n
Die Kölner Staatsanwaltschaft, die gleich 
am Tag nach dem Ereignis Ermittlungen 
wegen des Verdachts auf fahrlässige Tö-
tung und auf fahrlässige Herbeiführung 
einer Sprengstoff-Explosion eingeleitet 
hatte, bietet ebenfalls kaum Anlass zur 
Hoffnung, denn die bürgerliche Justiz 
muss Schuld individualisieren. Und so 
präsentierte die Anklage-Behörde dann 

Die für den Leverkusener Chem„park“ verantwortliche Aufsichtsbehörde
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im Oktober 2021 drei Beschäftigte als 
Tatverdächtige. Verletzung der Sorgfalts-
pflichten legt sie ihnen zur Last. Konkret 
lautet der Vorwurf, die Männer hätten 
eine Chemikalie über der zulässigen Tem-
peratur gelagert, was zu einem Druckan-
stieg und schließlich zur Explosion führte. 
Zur Beweissicherung nahmen die Beamt-
Innen bei den Beschuldigten sowie bei der 
CURRENTA Hausdurchsuchungen vor und 
stellten Datenträger, Handys und Doku-
mente sicher. 
Mit diesem Vorgehen bricht die Staats-
anwaltschaft Organisationsversagen auf 
menschliches Fehlverhalten herunter. Es 
war aber eine komplexe Gemengelage, 
die den großen Knall mit einem solchen 
Ausmaß an Folgen überhaupt erst möglich 
gemacht hat. Und ihre Geschichte reicht 
weit zurück. Deshalb trägt auch der BAY-
ER-Konzern Mitverantwortung, obwohl er 
seine CURRENTA-Anteile im Jahr 2019 
verkauft hat. Der Leverkusener Multi war 
es nämlich, der einst das Entsorgungszen-
trum errichtete mitsamt der Tanks, die so 
dicht nebeneinander standen, dass am 27. 
Juli ein Domino-Effekt eintrat. Auch trieb 
er seine ehemalige Service-Gesellschaft 
dazu, Profit aus der Entsorgung zu schla-
gen und nutzte all seinen politischen Ein-
fluss, um strengere Sicherheitsauflagen zu 
verhindern.

D i e  B e t r i e b s a b l ä u f e
Aber noch aus einem anderem Grund 
schlägt die Arbeit der Kölner Staatsan-
waltschaft die falsche Richtung ein. In 
jedem Industrie-Komplex, welcher der 
Störfall-Ordnung unterliegt, sollten die 

Betriebsabläufe eigentlich so durchfor-
malisiert sein, dass individuelle Versehen 
ohne gravierende Auswirkungen bleiben. 
Zu diesen Anforderungen zählen unter 
anderem verbindliche Verantwortlichkei-
ten für Kontrollen und eine systematische 
Risiko- und Gefahrenanalyse. Auch eine 
ständige Qualifizierung des Personals so-
wie eine detaillierte Unterweisung von 
Leih- und FremdarbeiterInnen, die nur 
zeitweise auf dem Gelände tätig sind, 
gehört zu dem Katalog. Über diesen gan-
zen Komplex müsste eigentlich zu Gericht 
gesessen werden, dafür aber fehlen die 

Instrumente. Darum tritt die COORDINA-
TION GEGEN BAYER-GEFAHREN (CBG) 
bereits seit Jahren für Einführung eines 
Unternehmensstrafrechts ein. Zudem for-
dert die Coordination eine grundlegende 
bauliche, organisatorische und sicher-
heitstechnische Veränderung des Entsor-
gungszentrums und dementsprechend ein 
neues Genehmigungsverfahren mit Bür-
gerbeteiligung. Grünes Licht für ein einfa-
ches „Weiter so“ auf dem kleinen Dienst-
weg mit lediglich ein paar kosmetischen 
Eingriffen darf es nach der verheerenden 
Explosion vom 27. Juli nicht geben. 

analysen. fakten. argumente.institut für sozial-ökologische wirtschaftsforschung e.V.

isw  e.V., Johann-von-Werth-Straße 3, 80639 München.
fon 089-130041, fax 168 94 15, isw_muenchen@t-online.de

www.isw-muenchen.deAlle isw-Publikationen:
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Die  tiefe sozioökonomische Spaltung der Gesellschaft in Deutsch-
land hat sich während der Corona-Krise noch verschärft – auch
durch die finanziellen Maßnahmen der Regierung. Dazu referierte
Prof. Dr. Christoph Butterwegge. Über die Grenzen Deutschlands
hinaus vertieft Leo Mayer das Thema und macht deutlich, dass das
Problem Armut/Reichtum nicht durch bloße Umverteilung gelöst
werden kann. Das Referat von Melanie Stitz beschäftigt sich mit der
geschlechterspezifischen Arbeitsteilung, die sich als Gender-Gap
durch nahezu alle gesellschaftlichen Bereiche zieht und erheblich
zur Verstärkung der existierenden Ungleichheit beiträgt.
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Moderator Ralph Erdenberger, Chem „park“-Chef Lars Friedrich und Dieter Donner vom BUND beim WDR-Stadtge-
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Eine gute Wahl für BAYER

„[D]as richtige Signal für die Transforma-
tion zu einer nachhaltigen Wirtschaft“ 
geht für BAYER-Chef Werner Baumann 
von dem Ampel-Slogan „Mehr Fortschritt 
wagen“ aus. Jetzt komme es auf die 
konkrete Ausgestaltung an, erklärte er 
gegenüber dem Handelsblatt. Aber auch 
da kann der Große Vorsitzende nicht me-
ckern. So erweist das Klimaschutz-Kapitel 
des Koalitionsvertrags zunächst einmal 
den Konzernen seine Reverenz. „Unsere 
Wirtschaft legt mit ihren Unternehmen, 
den Beschäftigten sowie Verbraucher-
innen und Verbrauchern die Grundlage 
für unseren Wohlstand“, lautet der erste 
Satz. Blöd nur, dass „unsere Wirtschaft“ 
mit ihrem Treibhausgas-Ausstoß auch die 

Grundlage für eine Gefährdung des Öko-
systems „Erde“ legt. Also muss nach dem 
Willen der AmpelkoalitionärInnen eine 
Art von Abhilfe her, welche BAYER & Co. 
schont. Deshalb federn sie die geplanten 
Maßnahmen entsprechend ab. „Um un-
sere heimische Industrie, insbesondere 
die Grundstoff-Industrie, zu unterstützen, 
werden wir in dem für die Erreichung der 
Klimaziele ausreichendem Maße geeig-
nete Instrumente schaffen“, heißt es im 
Koalitionsvertrag. 

K l i m a s c h u t z
Im Einzelnen planen die drei Parteien, den 
Ausstieg aus der Kohle vorzuziehen. „Idea-
lerweise gelingt das schon bis 2030“,  for-

mulieren sie vorsichtig und bauen sicher-
heitshalber mit der „Errichtung moderner 
Gaskraftwerke“ vor. Zudem beabsichtigen 
Scholz & Co., bis zum Jahr 2030 80 Pro-
zent des Strombedarfs mit Erneuerbarer 
Energie zu decken – trotz eines prognos-
tizierten Mehrbedarfs von 20 bis 30 Pro-
zent. Dazu möchten sie den Ausbau von 
Windkraft & Co. beschleunigen und die 
entsprechenden Planungs- und Genehmi-
gungsverfahren einfacher gestalten. Das 
bleibt jedoch nicht auf Rotoren und Son-
nenkollektoren beschränkt und trägt damit 
einer langjährigen Forderung der Industrie 
nach einer „Entbürokratisierung“ der ver-
waltungstechnischen Prozesse Rechnung. 
Entsprechend angetan zeigten sich BAYER 

Mit der Losung „Mehr Fortschritt wagen“ treten SPD, Grüne und FDP an. Für mehr Umweltschutz und soziale 
Gerechtigkeit steht die Ampel jedoch auf Rot. Eine grüne Welle gibt es nur für die Wunsch-Vorhaben der Industrie. 
Dementsprechend zufrieden zeigen sich BAYER & Co.

Von Jan Pehrke

Vorstellung des Bundeskabinetts 2021 
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& Co. von dem, was die FAZ einen „Turbo 
für Großprojekte“ nennt. 
Dabei kommt allerdings so einiges unter 
die Räder. So scheut die neue Regierung 
nicht vor „Legalplanungen“ zurück, also 
davor, Vorhaben einfach per Gesetz zu 
genehmigen, statt sie den langen Marsch 
durch die Institutionen gehen zu lassen. 
Überdies hat sie vor, sich ins Reich der 
juristischen Spekulation zu begeben. Sie 
will „für solche Projekte unter gewissen 
Voraussetzungen eine Regelvermutung für 
das Vorliegen der Ausnahme-Vorausset-
zungen des Bundesnaturschutz-Gesetzes 
schaffen“. „Klimaschutz vs. Artenschutz“ 
– so lautet die neue Frontstellung. Auch 
die BürgerInnen-Beteiligung muss zurück-
stehen. Das Recht auf Einwendungen 
schleift die Regierung Scholz gehörig. Pro-
jekte wie die Kohlenmonoxid-Pipeline und 
der Autobahn-Ausbau in Leverkusen inklu-
sive neuer Rheinbrücke und Öffnung der 
ehemaligen BAYER-Deponie „Dhünnaue“ 
dürfte jetzt erheblich leichter grünes Licht 
bekommen.
Über eine im Jahr 2000 mit dem Erneuer-
bare-Energien-Gesetz (EEG) eingeführte 
Abgabe hat sich neben den Privathaus-
halten auch die Industrie an den Kosten 
für Windparks, Sonnenenergie- und Pho-
tovoltaik-Infrastruktur beteiligt, in gerin-
gerem und in BAYERs Fall noch einmal 
reduzierten Maße zwar (siehe S. 10 ff.), 
aber immerhin. Selbst das erspart ihr Rot-
Grün-Gelb nun. „Um (...) für sozial gerech-
te und für die Wirtschaft wettbewerbs-
fähige Energie-Preise zu sorgen, werden 
wir die Finanzierung der EEG-Umlage über 
den Strom-Preis beenden. Wir werden sie 
daher zum 1. Januar 2023 in den Haushalt 
übernehmen. Die Finanzierung übernimmt 
der EKF (Energie- und Klimafonds, Anm. 
SWB), der aus den Einnahmen der Emis-
sionshandelssysteme (BEHG und ETS) und 
einem Zuschuss aus dem Bundeshaushalt 
gespeist wird“, kündigt der Koalitionsver-
trag an. 
Dem Emissionshandel mit Kohlendioxid-
Verschmutzungsrechten waren ursprüng-
lich noch ganz andere Aufgaben zuge-
dacht. Er sollte den Ausstoß von CO2 so 
teuer machen, dass es den Multis Anreize 
für das Errichten saubererer Anlagen bie-
tet. Doch dafür kosten die Zertifikate zu 
wenig. So kommt es die Konzerne billiger, 
die CO2-Lizenzen zu erwerben, als in kli-
ma-freundlichere Fabriken zu investieren. 
„[D]ie Industrien schieben Neuinvestiti-
onen bereits seit mehr als einem Jahr-
zehnt auf“, konstatiert die im Auftrag der 
NRW-Grünen erstellte Studie „Wie kann 

Nordrhein-Westfalen auf den 1,5-Grad-
Pfad kommen“. Die Untersuchung, die 
Agora Energiewende und die Unterneh-
mensberatung ROLAND BERGER in Tat-
einheit mit BAYER, BASF, BP, SIEMENS 
und anderen Firmen erstellt haben, drückt 
es ein wenig vornehmer aus und spricht 
von „Investitionsattentismus“. Darum hilft 
die Ampel den Unternehmen nun freund-
licherweise mit Klima-Verträgen („Carbon 
Contracts for Difference“) aus, „um so 
insbesondere auch die Wirtschaftlich-
keitslücke zu schließen“. Das Geld dazu 
stellt wieder der Energie- und Klimafonds 
bereit. 60 Milliarden Euro fließen per 
Nachtragshaushalt in diesen Topf. „Das 
Zweite Nachtragshaushaltsgesetz 2021 
erhöht die verfügbaren Mittel für die aus 
dem Sondervermögen ‚Energie- und Kli-
mafonds’ finanzierten Maßnahmen, von 
denen viele den Wirtschaftsunterneh-
men zugutekommen“, heißt es in dem 
Paragrafen-Werk. Zudem garantiert die 
Bundesregierung „sichere Absatzmärkte 
für klima-freundliche Produkte durch Min-
destquoten in der öffentlichen Beschaf-
fung“.

Die Vorgänger-Regierung hatte 2019 mit 
ihrem Klimaschutz-Gesetz nicht nur für 
die Industrie, sondern auch für die Felder 
„Verkehr“, „Gebäude“, „Energie“, „Land-
wirtschaft“ und „Abfall“ verbindliche 
Reduktionsvorgaben gemacht – inklu-
sive einer jährlichen Überprüfung. Den 
Grünen reichte das ursprünglich jedoch 
nicht. In ihrem Wahlprogramm formulier-
ten sie die Erfordernis, die Regularien 
„nachzuschärfen“. Davon lassen sie jetzt 
jedoch ab. Und Die Zeit weiß auch den 
Grund: „Da die Klimaschutz-Maßnahmen 
der neuen Koalition nicht unmittelbar zu 
einer Senkung der Emissionen führen, 
werden in den kommenden Jahren wohl 
viele Sektoren ihre Ziele verfehlen. Nun 
allerdings wären es grüne Minister, die 
die Misserfolge erklären müssten, was 
die Partei-Führung offenbar vermeiden 
wollte. Annalena Baerbock soll diese 
Überlegung in mehreren internen Gesprä-
chen zum Ausdruck gebracht haben.“ Von 
einem Klimaministerium mit Vetorecht ist 
auch nichts geblieben. Olaf Scholz sprach 
in seiner Regierungserklärung zwar noch 
von einer „zentralen Querschnittsaufga-
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be“, an der sich die Ampelkoalition mes-
sen lassen will, aber die Evaluation erfolgt 
dezentral ohne grüne Oberaufsicht. Den 
Klima-Check für alle Gesetze führen jetzt 
die jeweis verantwortlichen Ministerien 
durch.
Dementsprechend enttäuscht zeigte sich 
die grüne Basis von den Vereinbarungen. 
„Die versprochenen Ziele des Pariser 
Klimaschutz-Abkommens sind unmöglich 
zu erreichen“, resümiert der Aufruf „Mehr 
grün wagen“. Und die Grüne Jugend kon-
statiert bei aller Notwendigkeit, auf die 
Koalitionspartner zuzugehen: „[A]ber klar 
muss sein, mit dem Klima kann man nicht 
einfach so Kompromisse machen“. Auch 
in Zahlen fiel die Reaktion der Partei auf 
das Verhandlungsergebnis  verhalten aus. 
Nur 57 Prozent der Mitglieder beteiligten 
sich überhaupt an der Urabstimmung über 
den Koalitionsvertrag, und 86 Prozent von 
ihnen votierten dann für „Ja“. FRIDAYS 
FOR FUTURE war ebenfalls nicht gerade 
begeistert. „Während die Welt auf knapp 

nämlich zuvörderst auf die Versorgungssi-
cherheit an – und auf die Strom-Kosten. In 
diesem Zusammenhang lobt er SPD, Grü-
ne und FDP sehr dafür, die „Wettbewerbs-
fähigkeit“ ernst genommen zu haben und 
nennt als Beispiele die Streichung der 
EEG-Umlage und die Reform der Netz-
Entgelte. Die Klimaschutz-Verträge gefal-
len dem BDI natürlich ebenfalls, allerdings 
haben die Kontrakte für ihn zu viel mit 
dem Klimaschutz zu tun. Die „Knüpfung 
von Industrie-Entlastungen an die Um-
setzung wirtschaftlicher Energieeffizienz-
Maßnahmen“ schätzt er deshalb entspre-
chend kritisch ein.
Beim „Verband der Chemischen Industrie“ 
(VCI) fällt die Bewertung der entsprechen-
den Passagen des Koalitionsvertrags ähn-
lich aus. „Wir sehen noch keinen Booster, 
aber viele gute Ansätze, die Transforma-
tion der Industrie aktiv zu flankieren“, so 
der VCI-Hauptgeschäftsführer und ehe-
malige BAYER-Manager Wolfgang Große 
Entrup. Namentlich erwähnt der Verband 
dabei den Energie- und Klimafonds, die 
Klima-Verträge, den Wegfall der EEG-
Umlage und das „Vorhaben, die Dauer von 
Planungs- und Genehmigungsverfahren zu 
halbieren“.

N u r  R i s i k e n ,  k e i n e  G e f a h r
So wenig, wie der Koalitionsvertrag für 
eine Klima-Wende steht, so wenig steht 
er für eine Agrar-Wende. Die Vereinba-
rung bekennt sich zwar zu einer nachhal-
tigen Landwirtschaft, bleibt aber, was die 
Umsetzung angeht, vage. So wollen die 
drei Parteien „den Einsatz von Pestiziden 
deutlich verringern und die Entwicklung 

drei Grad Erhitzung hinsteuert, verfehlt der 
Vertrag von SPD, Grünen und FDP noch vor 
Amtsantritt die eigenen Versprechen zur 
Einhaltung der 1,5-Grad-Grenze. Trotzdem 
feiern wir nach 154 Wochen Klimastreiks 
auch Erfolge der Klima-Bewegung wie 
den Kohle-Ausstieg 2030“, heißt es in ei-
ner Erklärung der Organisation.
Viel mehr zu feiern hatten allerdings 
BAYER & Co. So begrüßte der „Bundes-
verband der Deutschen Industrie“ (BDI) in 
seiner Stellungnahme zum Koalitionsver-
trag den Entschluss der Bundesregierung, 
den Unternehmen bei der CO2-Reduktion 
nicht mehr so genau auf die Finger zu 
schauen. In der „Abkehr vom ineffizienten 
Mikro-Management einer Nachjustierung 
jährlicher Sektor-Ziele“ sah der Verband 
„das richtige Signal“. Auch freute ihn, 
„dass das Vorziehen des Kohleausstiegs 
auf 2030 „weich“ ausgestaltet ist (‚idea-
lerweise’)“ und der Ampelkoalition „Erd-
gas als Brücken-Technologie“ gilt. Dem 
Verband kommt es in Sachen „Energie“ 

Die Ampel präsentiert ihren Koalitionsvertrag
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von natur- und umweltverträglichen Al-
ternativen fördern“, kündigen aber keine 
konkrete Maßnahmen dazu an. Eine Pesti-
zid-Steuer etwa, wie sie viele Umweltver-
bände als Instrument für einen Kurswech-
sel fordern, findet sich in dem Dokument 
nicht. In Sachen „doppelte Standards“ 
erwägen die AmpelkoalitionärInnen zu-
mindest eine Regelung. „Wir werden von 
den rechtlichen Möglichkeiten Gebrauch 
machen, den Export von bestimmten Pes-
tiziden zu untersagen, die in der EU aus 
Gründen des Schutzes der menschlichen 
Gesundheit nicht zugelassen sind“, kün-
digen SPD, Bündnis 90/Die Grünen und 
FDP an. Aber nicht nur, weil es diese Mög-
lichkeit mit dem Paragraf 25 des Pflan-
zenschutzgesetzes eigentlich schon gibt 
(siehe S. 24 ff.), bleibt dieser Vorstoß mit 
Fragezeichen behaftet. Klartext spricht 
der Koalitionsvertrag im Pestizid-Kapitel 
nur einmal. „Wir nehmen Glyphosat bis 
Ende 2023 vom Markt“, heißt es auf Seite 
46.
Die Agro-Gentechnik erwähnt die neue 
Bundesregierung in dem Schriftstück mit 
keinem Wort. Stattdessen spricht sie nur 
nebulös von der Züchtung klima-robuster 
Pflanzensorten, die sie zu unterstützen 
gedenkt, von der zu gewährenden Trans-
parenz über Züchtungsmethoden und der 
zu stärkenden Risiko- und Nachweis-For-
schung.
In anderen Bereichen fühlen sich Scholz 
& Co. durch die aktuellen Entwicklungen 
beflügelt, offener zu reden. „Deutschland 
hat die Chance, zum international führen-
den Biotechnologie-Standort zu werden. 
Durch den ersten mRNA-Impfstoff aus 

Mainz hat unser Land weltweite Sichtbar-
keit erlangt. Damit ist eine Leitfunktion für 
die wissenschaftliche und wirtschaftliche 
Entwicklung der Biotechnologie verbun-
den“, verkünden sie. Die Ampel stand hier 
offensichtlich auf Gelb und gibt schon ein-
mal einen Vorgeschmack auf die künftig 
unter FDP-Ägide stehende Forschungspo-
litik.
Ganz ähnlich hatte sich zu dem Thema 
jüngst BAYERs Pharma-Chef Stefan Oel-
rich vernommen. „Hätten wir vor zwei 
Jahren eine öffentliche Umfrage gemacht 
und gefragt, wer bereit dazu ist, eine Gen- 
oder Zelltherapie in Anspruch zu nehmen 
und sich in den Körper injizieren zu lassen, 
hätten das wahrscheinlich 95 Prozent der 
Menschen abgelehnt. Diese Pandemie hat 
vielen Menschen die Augen für Innovati-
onen in einer Weise geöffnet, die vorher 
nicht möglich war“, sagte er bei einer Ver-
anstaltung in Berlin.
Selbstredend freuen sich „Bundesverband 
der Deutschen Industrie“ und der „Ver-
band der Chemischen Industrie“ in ihren 
Stellungnahmen zum Ampelvertrag wie 
Bolle über den Auftrieb, den die Gentech-
nik in Zeiten von Corona bekommen hat. 
Und dass die Koalition sich generell so 
zukunftszugewandt wie wagemutig gibt 
und „künftig neben dem Vorsorge-Prinzip 
auch Innovationspotenziale konsequent 
miterfassen will“, trifft beim BDI natür-
lich auch auf breite Zustimmung. Ebenso 
angetan zeigt er sich von der Absicht der 
Dreier-Koalition, das Gefährdungspotenzi-
al von Substanzen auf Basis des Risikos 
zu beurteilen. „Eine Bewertung allein auf 
Basis von Gefahren-Eigenschaften wäre 

nicht zielführend und innovationsfeind-
lich“, hält der Verband fest.
Eine Prüfung der Stoffe auf Grundlage der 
„Gefahr“ unterscheidet sich nämlich maß-
geblich von einer solchen auf der Grundla-
ge des „Risikos“. Eine Bewertung anhand 
der Gefahr nimmt allein die Eigenschaften 
des Produkts in den Blick, eine anhand 
des Risikos berücksichtigt indes das Aus-
maß, in dem Mensch, Tier und Umwelt der 
Chemikalie ausgesetzt sind. Während die 
Gefahr einer Substanz also immer absolut 
gilt und keine Grenzen kennt, ist das Risi-
ko immer relativ. Es ist unter anderem von 
der Wirkstärke abhängig. Und als Maß der 
Dinge kommt so der Grenzwert ins Spiel, 
der das Höchstmaß der Belastbarkeit an-
zeigt. Solche Limits treffen auf die – zäh-
neknirschende – Zustimmung von BAYER 
& Co., erlauben diese ihnen doch, ihre 
Waren auf den Markt zu bringen und zu 
halten. Und genau darum ist es dem BDI 
zu tun: „Um innovative Lösungen und ge-
sellschaftlich relevante Technologien ent-
wickeln und einsetzen zu können, muss 
es auch künftig möglich sein, gefährliche 
Chemikalien herzustellen und zu verwen-
den.“
Der VCI begrüßt derweil das „klare Be-
kenntnis für eine innovative Gesundheits-
wirtschaft als Garant für medizinischen 
Fortschritt, Beschäftigung und Wohl-
stand“. Für den Verband hat gerade die 
Corona-Pandemie gezeigt, wie wichtig 
ein starker Pharma-Standort Deutschland 
ist. Deshalb behagt ihm die versprochene 
Stärkung im Prinzip auch. „Diese sollte 
aber nicht durch Subventionen, sondern 
durch wettbewerbsfähige Produktions- 


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und Erstattungsbedingungen erreicht wer-
den. Vor diesem Hintergrund sind die Fort-
schreibung des Preis-Moratoriums und die 
Verkürzung der freien Preissetzung für in-
novative Arzneimittel ein falscher Weg“, 
kritisiert der „Verband der Chemischen 
Industrie“. Dabei kann er sich über den 
Erfolg seiner Lobby-Arbeit eigentlich gar 
nicht beklagen. Im ursprünglichen Entwurf 
des Koalitionsvertrages hätten BAYER & 

Co. den Krankenkassen noch einen Rabatt 
von 16 Prozent auf patent-geschützte Arz-
neimittel einräumen müssen. „Doch diese 
Passagen aus dem ersten Entwurfspapier 
haben die Parteien auf den letzten Metern 
noch gestrichen“, wie die Pharmazeuti-
sche Zeitung berichtete. Jetzt heißt es 
nur noch: „Wir stärken die Möglichkeiten 
der Krankenkassen zur Begrenzung der 
Arzneimittel-Preise.
Der Mann, der die Gesundheitspolitik in 
Zukunft verantwortet, ist ein alter Bekann-
ter von BAYER. Karl Lauterbachs Wahl-
kreis liegt nämlich in Leverkusen. Der 
Sozialdemokrat stand sogar schon einmal 
in Diensten des Konzerns. In einer Studie 
stellte er dem Cholesterinsenker LIPO-
BAY, den das Unternehmen später wegen 
seiner Risiken und Nebenwirkungen vom 
Markt nehmen musste, ein gutes Zeugnis 
aus. „Die frühen Hinweise darauf, dass 
LIPOBAY möglicherweise gefährlich war, 
nahm Lauterbach damals ebenso wenig 
wahr, wie es seine Auftraggeber taten“, 
befand der Spiegel. Andere Medikamen-
te des Global Players kamen bei ihm al-
lerdings nicht so gut weg. So monierte 
er in einer für die Barmer Ersatzkasse 
durchgeführten Untersuchung die Praxis 
der MedizinerInnen, bei Bluthochdruck 

Kalzium-Antagonisten wie ADALAT zu 
verschreiben statt der preiswerteren und 
mindestens ebenbürtigen Entwässerungs-
tabletten. Den Krebs-Arzneien von BAYER 
& Co., die irre viel Geld verschlingen und 
das Leben der PatientInnen doch oft nur 
wenige Monate verlängern, widmete der 
Mediziner ein ganzes Buch. Aber auch zur 
allgemeinen Geschäftspolitik des Lever-
kusener Multis äußerte er sich. Im Jahr 
2006 kritisierte er das Rationalisierungs-
programm beim CURRENTA-Vorgänger 
BAYER INDUSTRY SERVICES. „Politisch 
doppelzüngig, entlarvend und moralisch 
ein Armutszeugnis“ nannte der SPDler es 
und wusste auch um die Motive des Un-
ternehmens: „Der kurzfristige Gewinn ist 
das Ziel, das ist die ganze Geschichte.“ 
Lauterbach wähnte sich wegen solcher 
und ähnlicher Einlassungen sogar auf der 
berühmt-berüchtigten Schwarzen Liste 
der jetzigen BAYER-Tochter MONSANTO. 
„Ich habe vor einigen Tagen Hinweise er-
halten, dass MONSANTO auch über mich 
Dossiers in Auftrag gegeben hat.“ sagte 
er 2019.
Als fortschrittlichen Gesundheitspolitiker 
weist ihn seine Vergangenheit allerdings 
nicht aus. So befürwortete er die Schlie-
ßung unrentabler Krankenhäuser, saß im 

Der neue Gesundheitsminister Karl Lauterbach
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Der sowjetische Dichter Jewgeni Dolmatowski mit Hitler-Büste, 
vor dem Reichstag in Berlin, aufgenommen am 2. Mai 1945. 
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 W er wissen möchte, wie der Dritte Weltkrieg ent-facht werden könnte, hat 
am Freitag eine eindeutige Antwort 
aus den USA erhalten. US-Präsident 
Joseph Biden hat gegenüber  CNNdeutlich gemacht, die Insel Taiwan 

militärisch gegen China verteidigen 
zu wollen, falls es »versuchen würde 
anzugreifen«. Biden sagte, die USA 
hätten »eine Verpflichtung, das zu 
tun«. Bereits am Mittwoch hatte der 
neue US-Botschafter in Beijing, Ni-
cholas Burns, klargemacht, dass sein 
Land der Volksrepublik nicht traue. 
Dem Außenausschuss des US-Senats 
empfahl Burns, mehr Waffen an die 
Taiwaner Administration zu verkaufen.  Washington hat damit, späteren Re-

lativierungen Bidens zum Trotz, den 
1979 eingeschlagenen Kurs gegenüber 
der chinesischen Insel einseitig und 
unmissverständlich verlassen: Die Zu-
gehörigkeit Taiwans zu China wurde 
schließlich von den USA akzeptiert, 

seit unter dem damaligen Präsidenten 
James Carter bilaterale Beziehungen 
zu Beijing aufgenommen worden wa-
ren. Ein vorher gültiges US-taiwanesi-
sches »Verteidigungsabkommen« war 
1980 ausgelaufen und nicht verlän-
gert worden. Der »Taiwan Relations 
Act«, in dem die USA (einseitig) ihre 
»Verpflichtungen« gegenüber Taiwan 
an die Bedingungen der sogenann-
ten Ein-China-Politik angepasst hat-
ten, sieht ebenfalls keine militärische 
Unterstützung jenseits von Waffen-
lieferungen vor. Das (von China nie 
akzeptierte) US-Gesetz kann nun also 
als Makulatur betrachtet werden. Die 
neue Linie lässt sich so zusammen-
fassen: Taiwan, seit 1949 eine Art 
US-Kolonie, wird von Washington 
zukünftig de facto wie eigenes Staats-
territorium behandelt.  Damit haben die Vereinigten Staa-

ten einem Automatismus den Weg 
geebnet, der – schlimmstenfalls – in 
einer kriegerischen Konfrontation mit 

China enden könnte. In der Volksre-
publik ist gesetzlich geregelt, dass der 
Versuch einer Unabhängigkeitserklä-
rung Taiwans nicht toleriert wird. Chi-
nas Präsident Xi Jinping hatte vor 
zwei Wochen deutlich gemacht, dass 
die friedliche Wiedervereinigung mit 
Taiwan das Ziel bleibe, doch auch 
Xi ist an die chinesischen Gesetze 
gebunden. Riefe die Taiwaner Admi-
nistration, zum Beispiel die »Präsi-
dentin« Tsai Ing-wen, einseitig eine 
»Republik Taiwan« aus, müsste Bei-
jing handeln. Das wiederum würde 
laut Joseph Biden zum Eingreifen der 
USA führen. Da die »Regierung« in 
Taipeh unter amerikanischer Fuchtel 
steht, kann Washington den Konflikt 
nach Belieben eskalieren – Weltkrieg 
auf Knopfdruck.  Der chinesische Außenamtsspre-

cher Wang Wenbin betonte am Frei-
tag, dass »China keine Kompromis-
se eingehen« werde, »wenn es um 
seine grundlegenden Interessen wie 

Souveränität und territoriale Integrität 
geht«. Taiwan sei eine innere Ange-
legenheit und »untrennbarer Teil des 
chinesischen Territoriums«, betonte 
Wang. Formal sehen das auch alle 
westlichen Länder so, inklusive der 
BRD. Anderslautende Behauptungen 
bürgerlicher Medien – beispielsweise 
bei  tagesschau.de , wo von »Spannun-
gen zwischen beiden Ländern« (Chi-
na und Taiwan) die Rede ist – sind 
nichts anderes als Fake News.  Die europäischen Staaten, darunter 

Deutschland, müssen sich entschei-
den, welchen Kurs sie einschlagen. 
Unterstützung der US-Aggression, 
die alle ins Verderben führen wird – 
oder friedlicher Umgang mit China; 
einem Land, das niemanden bedroht, 
keinen Anspruch auf fremde Staaten 
erhebt und nur eine völkerrechtliche 
Selbstverständlichkeit für sich in An-
spruch nimmt: territoriale Souveräni-
tät über das eigene Gebiet. Siehe Seite 16 

Aufbauen
Afghanistan-Konferenz in Moskau: UN-Geberkonferenz für das zerstörte Land gefordert

Aufgeben
Berlin: SPD, Grüne und Linke beginnen 

Koalitionsverhandlungen. Siehe auch Kommentar Seite 8

Aufklären
Verleger mit weitem Blick in die Ge -schichte: Frank Schumann zum 70. Geburtstag. Von Egon Krenz

AufsteigenZwischen Melancholie und politischem Engagement. Wie Arbeiter-kinder Akademiker werden

NATO will mehr Kooperation mit EU

WWW.JUNGEWELT.DE

   Bennett zu Besuch bei Putin in Sotschi 
     Sotschi.  Russland will mit Israel en-ger bei der Bekämpfung von Terro-rismus zusammenarbeiten. Das kün-digte Präsident Wladimir Putin am Freitag zum Auftakt eines Treffens mit dem israelischen Regierungschef Naftali Bennett in der russischen Stadt Sotschi am Schwarzen Meer an. »Es gibt Anknüpfungspunkte und Möglichkeiten der Zusammen-arbeit.« Bennett zufolge sollte es bei dem Gespräch zudem um die Lage in Syrien gehen und um »die Bemühungen, das iranische militäri-sche Atomprogramm aufzuhalten«. Die russische Nachrichtenagentur TASS  meldete im Anschluss an die Gespräche, diese hätten fünf Stun-den gedauert. Sie berief sich auf Informationen aus dem Büro des israelischen Premiers. Das Treffen sei »herzlich und positiv« verlaufen, hieß es. Details wurden bis  jW -Re-daktionsschluss nicht bekannt. 

(dpa/jW) 

               NRW: Offizier hortete auch Strontium-90 
     Berlin.  Bei dem in Nordrhein-Westfalen wegen umfangreicher Waffenbestände festgenommenen Bundeswehr-Offizier ist auch Stron-tium-90 gefunden worden. Das be-stätigte am Freitag eine Sprecherin der Staatsanwaltschaft in Frankfurt am Main  AFP . Die Ermittlungen wurden demnach um den Vorwurf des unerlaubten Umgangs mit radio-aktiven Stoffen erweitert. Der Mann gehört einem Bundeswehr-Zentrum an, das für die Analyse selbstgebau-ter Sprengsätze und deren Abwehr zuständig ist. Ermittler hatten am 12. Oktober  bei einer Razzia  ein umfangreiches Waffenlager bei dem Offizier entdeckt. Laut  Spiegel  vom Freitag geht es um Kalaschnikow-Gewehre, Panzer- und Flugabwehr-waffen sowie entschärfte Granaten und Munition. Auch Geheimdienst-dossiers zu Nordkorea sowie »um-fangreiche kommunistische Litera-tur« seien gefunden worden.  (AFP/jW) 

In fremden Gewässern: US-Kriegsschiff »USS John S McCain« patrouilliert in der Taiwan-Straße vor der chinesischen Küste (4. Februar 2021) U
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Brüssel: Stoltenberg lobt »gesteigerte militärische Ambitionen« der Europäischen Union

 Z um Abschluss eines zweitägi-gen Ministertreffens hat NATO-Generalsekretär Jens Stolten-
berg in Brüssel die EU-Staaten zu mehr 
Zusammenarbeit mit dem Kriegsbünd-
nis aufgerufen. »Wir müssen sicher-
stellen, dass unser Sicherheitskonzept 
einheitlich bleibt«, sagte Stoltenberg 
am Freitag nach den Beratungen der 
NATO-Verteidigungsminister. Er wies 
auch auf die Verabschiedung der ers-
ten NATO-Strategie zum Umgang mit 
künstlicher Intelligenz hin.  Zuletzt hatten sich zahlreiche 

EU-Staaten, darunter Frankreich und 
die BRD, für eine verstärkte Auf-
rüstung der EU ausgesprochen. Hin-
tergrund waren zunehmende Allein-
gänge der USA beispielsweise in Af-
ghanistan und im Pazifik, bei denen 
die EU-Partner außen vor gelassen 
worden waren. 

 Stoltenberg sagte nun hingegen, 
die Kooperation der NATO mit der 
EU habe bereits »ein nie dagewese-
nes Niveau« erreicht. Er begrüße die 
»gesteigerten militärischen Ambitio-
nen« der EU-Staaten, diese sollten 

aber nicht NATO-Strukturen doppeln. 
»Wir brauchen mehr Fähigkeiten, nicht 
neue Strukturen«, bekräftigte Stolten-
berg. Der NATO-Generalsekretär ver-
wies auf die laufenden Verhandlungen 
zu einer dritten Kooperationserklärung 
mit der EU, die bis Ende des Jahres 
verabschiedet werden soll. Dabei solle 
die Zusammenarbeit in Bereichen wie 
militärischer Mobilität, maritimer Si-
cherheit, Cybersicherheit und bei den 
»Sicherheitsherausforderungen durch 
den Klimawandel« gestärkt werden, 
sagte Stoltenberg. 

 US-Verteidigungsminister Lloyd 
Austin sagte in Brüssel, die USA wür-
den eine »stärkere und fähigere euro-
päische Verteidigung unterstützen«, 
wenn sie einen »positiven Beitrag zur 
transatlantischen und globalen Sicher-
heit leistet und mit der NATO vereinbar 
ist«. Austin sprach im Zusammenhang 
mit der »gestiegenen Bedrohung durch 
China« von einem »zunehmenden In-
teresse bei unseren Verbündeten«, »ge-
meinsam« daran zu arbeiten, »dass der 
indopazifische Raum frei und offen 
bleibt«. 

(AFP/jW)       

wird herausgegeben von 2.589 Genossinnen und Genossen (Stand 8.10.2021)■ www.jungewelt.de/lpg
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■ Sa., 23. Oktober, 19 Uhr, Filmgespräch»Not Just Your Picture«Mit Regisseur Dror Dayan und Protagonistin Layla KilaniModeration: Stefan Huth (jW-Chefredaktion)

Lesewoche

Veranstaltung im Livestream verfolgen: 
ab 19 Uhr unter jungewelt.de/lesewoche

Siehe Seite 14

Biden schlägt aggressiveren Kurs in Taiwan-Frage ein: Militärische Eskalation nicht 

ausgeschlossen. China beharrt auf Völkerrecht . Von   Sebastian Carlens 

Heute mit 8 Seiten extra    Wochenendbeilage »faulheit & arbeit«

  faulheit & arbeit

»Dieser Krieg kennt keine Fronten mehr«Über den Weg zu einem faschisti-schen Staat, die Konstruktion seiner »Feinde« und Lenins Analysen. Ein Gespräch mit Achim Szepanski1.000 Abos für die Pressefreiheit! Bestellcoupon auf Seite 16
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Aufsichtsrat der privaten Rhön-Kliniken 
und trat für Fallpauschalen ein. Eine drin-
gend erforderliche Neuerung wird es in 
seiner Amtszeit schon einmal nicht geben: 
Die Bürgerversicherung. Dementspre-
chend erleichtert zeigt sich die FAZ. „Die 
Private Krankenversicherung kann dank-
bar sein, dass es die Linkspartei nicht in 
die Koalition geschafft hat. Denn sowohl 
die Linke als auch SPD und Grüne hatten 
die Einführung einer Bürgerversicherung 
angekündigt – mit der es der PVK an den 
Kragen gegangen wäre. Jetzt aber sichert 
die FDP den Fortbestand des dualen Sys-
tems.“
Die FDP sichert den Konzernen neben ei-
ner „Superabschreibung“ auch den Fort-
bestand der erweiterten Verlust-Verrech-
nung und zusätzliche Steuer-Einsparungen 
wie den Ausbau des Verlust-Vortrags. 
Aber nach Ansicht der Firmen hätte es 
noch ein bisschen mehr sein dürfen. „Im 
Koalitionsvertrag fehlt es an einem klaren 
Bekenntnis der Koalition zu einer wett-
bewerbsfähigen Besteuerung (fett im 
Original, Anm. SWB) der Unternehmen 
von maximal 25 Prozent“, moniert der BDI. 
Und dem „Verband der Chemischen Indus-
trie“ schwant deshalb Schlimmes: Steuer-
politisch wird der Standort Deutschland 

aus Sicht des VCI mit dem Konzept des 
Koalitionsvertrages in den kommenden 
Jahren noch weiter im Standort-Wettbe-
werb zurückfallen.“
Bei den handelspolitischen Beschlüssen 
der Ampel liegt für die Verbände auch so 
einiges im Argen. Sie bekennen sich zwar 
grundsätzlich zur Verankerung von Um-
welt-, Sozial- und Menschenrechtsstan-
dards in Handelsverträgen, aber die in der 
Vereinbarung diesbezüglich formulierten 
Kriterien für den Kontrakt der EU mit den 
Mercosur-Staaten sind nach dem Dafür-
halten des BDI „so kategorisch formuliert, 
dass damit faktisch das Abkommen auf 
Eis gelegt wird“. Nach Meinung des Ver-
bandes gelte es, wie auch in Sachen „Lie-
ferketten“, vielmehr „die richtige Balance 
zwischen Prinzipien und Pragmatismus zu 
finden. 
Durch andere Vorhaben sehen die Kon-
zerne sich in ihrem Wachstum gestört. 
So stehen sie einer Erweiterung der Fusi-
onskontrolle ebenso skeptisch gegenüber 
wie einer Entflechtung, der statt eines 
Machtmissbrauchs als ultima ratio schon 
die bloße Macht zum Eingreifen reicht. 
Dazu dürfte es freilich mit der FDP im Boot 
schwerlich kommen. Und all die anderen 
Pläne der Ampel sind auch nicht dazu an-

getan, den Kapital-Verkehr großartig zu 
behindern. Dafür nehmen SPD, Grüne und 
FDP der Konzern-Kritik eine wichtige Platt-
form. Die Parteien ermöglichen es den 
Unternehmen, ihre Hauptversammlungen 
auch ganz ohne Pandemie dauerhaft on-
line abzuhalten und so vor Umweltschüt-
zerInnen, Klima-AktivistInnen, Gentech-
GegnerInnen und anderen ins Virtuelle zu 
flüchten. 

Noch einmal für die Medien: Olaf Scholz unterzeichnet 
den Koalitionsvertrag
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BAYERs giftige Geschäfte

In den Ländern des globalen Südens geht 
der BAYER-Konzern seinen Geschäften 
noch mal in anderer Weise nach als in 
denen der „Ersten Welt“. Diese doppel-
ten Standards – sei es bei der Produktion, 
bei den Produkten oder beim Faktor „Ar-
beit“ – kritisiert die COORDINATION GE-
GEN BAYER-GEFAHREN (CBG) bereits seit 
Jahrzehnten. 1992 widmete das Stichwort 
BAYER dieser Praxis am Beispiel Peru so-
gar ein Sonderheft. „Die Hauptproblembe-
reiche, die sich herauskristallieren, lassen 
sich unter dem Begriff „doppelte Stan-
dards“ subsumieren“, hieß es in der Ein-

leitung. Und diese galten in diesem Land 
nicht zuletzt für den Pestizid-Verkauf. So 
konsta tierte das SWB damals: „Nahezu 
alle Produkte, die in anderen Staaten ver-
boten, anwendungsbeschränkt oder nicht 
zugelassen sind oder von internationalen 
Organisationen als besonders gefährlich 
eingestuft werden, lassen sich auf der 
Liste registrierter Wirkstoffe des Land-
wirtschaftsministeriums finden“.
Auch setzte die Coordination das Thema 
immer wieder auf die Tagesordnung der 
BAYER-Hauptversammlungen. Im Jahr 
2006 etwa berichtete Jens Elmer vom 

EINE-WELT-NETZ-NRW über die Situation 
in Indien, wo der Leverkusener Multi Bes-
serung in Sachen „doppelte Standards“ 
gelobt hatte. Bis Ende 2004 wollte der 
Konzern dort den Vertrieb des Ackergifts 
Monocrotophos einstellen, das die Welt-
gesundheitsorganisation WHO in der 
obersten Gefahrenklasse listet. Aber es 
blieb bei Absichtsbekundungen. 
Der Aktivist fand den Stoff bei seinem 
Besuch in Andrah Pradesh in den Regalen 
eines Händlers vor und präsentierte den 
AktionärInnen den Beweis für den Wort-
bruch: „Die Quittung habe ich ihnen hier 

2019: Protest gegen BAYER und die Bolsonaro-Regierung  im brasilianischen Pestizid-Hotspot Mato Grosso

Der BAYER-Konzern vermarktet in den Ländern des globalen Südens viele Pestizide, die innerhalb der EU wegen 
ihrer Risiken und Nebenwirkungen verboten sind. „Legal, illegal, scheißegal!“ lautet die rendite-trächtige Maxime. 
Aber diese Politik der doppelten Standards gerät zunehmend in die Kritik. 

Von Jan Pehrke
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mitgebracht.“ Der zuständige indische 
BAYER-Manager gab sich später hilflos: 
„Der Markt zwingt uns dazu, weiter Mo-
nocrotophos, Finalfos und so weiter zu 
liefern. Die Nachfrage kommt von unse-
ren Großhändlern.“ Eigentlich hatte das 
Unternehmen 1995 sogar noch ein viel 
weitgehenderes Versprechen gemacht. Es 
hatte angekündigt, bis zum Jahr 2000 kei-
ne Pestizide mehr zu vermarkten, welche 
die Weltgesundheitsorganisation WHO 
in die Gefahren-Klasse 1 einordnet. Von 
Elmer daran erinnert, wurde der damalige 
BAYER-Chef Werner Wenning kleinlaut: 
„Die Ziele haben nach wie vor Gültigkeit.“ 
2018 präsentierte Alan Tygel von der 
PERMANENTEN KAMPAGNE GEGEN AG-
RARGIFTE UND FÜR DAS LEBEN auf dem 
AktionärInnen-Treffen den Länderreport 
für Brasilien. „Das in Brasilien registrier-
te Portfolio an Agrargiften von BAYER 
umfasst 109 Produkte (...). Ihre Verkaufs-
schlager sind auf der Basis von Carben-
dazim und Imidacloprid hergestellte Pro-
dukte (...) Ist es nun purer Zufall, dass der 
eine der beiden Stoffe in der EU verboten 
ist, der andere gerade verboten wird?“, 
führte er aus und nannte dann weitere 
Agro-Chemikalien, die der Leverkusener 
Multi in der Europäischen Union nicht ver-
markten darf. Anschließend fragte Tygel 
die ManagerInnen-Riege: „Halten Sie Ihre 
Politik, in Deutschland längst verbotene 
Agrargifte in Entwicklungsländer zu schi-
cken, für ethisch vertretbar?“ Im nächs-
ten Jahr legte der Aktivist den Komplex 
„doppelte Standards“ auf Wiedervorlage, 
weil sich nichts tat, und verschärfte den 
Ton entsprechend: „Sind unsere brasilia-
nischen Körper etwa widerstandsfähiger 
gegen Agrargifte als die Körper der Euro-
päerinnen und Europäer?“

V i e l e  n e u e  S t u d i e n
Genaueren Aufschluss über die Lage nicht 
nur in Brasilien, sondern auch in Südaf-
rika gibt die Studie „Gefährliche Pestizi-
de von BAYER und BASF – ein globales 
Geschäft mit Doppelstandards“, die IN-
KOTA und MISEREOR im Jahr 2020 her-
ausgegeben haben. Demnach vermarktet 
der Leverkusener Multi in Brasilien mit 
Carbofuran, Cyclanilid, Ethiprole, Ethoxy-
sulfuron, Fenamidon, Indaziflam, Ioxynil, 
Oxadiazon, Probineb, Thidiazuron, Thio-
dicarb und Thiram dreizehn Ackergifte 
ohne EU-Zulassung. In Südafrika ist der 
Konzern mit acht Stoffen dabei: Carbofu-
ran, Oxadiazon, Probineb, Pyrosysulfone, 
Thiadiazuron, Thiodicarb und Triadimenol. 
Und auf dem mexikanischen Markt finden 

sich zwei BAYER-Substanzen, welche die 
EU mit einem Bann belegt hat: (Beta-)
Cyfluthrin und das im Rest der Welt von 
BASF vertriebene Glufosinat. Auch die von 
Brüssel erst nach Erscheinen der Untersu-
chung aus dem Verkehr gezogenen Mittel 
Spirodiclofen, Imidacloprid und Clothia-
nidin behielt der Konzern in Brasilien im 
Angebot. In Südafrika beschränkte er sich 
auf Imidacloprid und Clothianidin und in 
Mexiko auf Imidacloprid.
Zudem liefert der Leverkusener Multi an-
deren Unternehmen EU-weit inkriminierte 
Wirkstoffe. So ist der Inhaltsstoff Fena-
miphos, den die AMERICAN VANGUARD 
CORPORATION (AMVAC) in Brasilien unter 
den Produkt-Namen NEMACUR und NE-
MACUR EC verkauft, made by BAYER. Der 
Konzern stellt das Fenamiphos in Japan 
her und verarbeitet es in dem lateinameri-
kanischen Land dann an seinem Standort 
Belford Roxo weiter. 
Eigentlich müssten die doppelten Stan-
dards im umgekehrten Sinne gelten. In 
den Staaten des globalen Südens sind 
die Menschen, welche die Pestizide aus-
bringen, nämlich viel weniger vor deren 
gesundheitsschädlichen Effekten gefeit. 
INKOTA und MISEREOR gegenüber gaben 
beispielsweise über 66 Prozent der südaf-
rikanischen LandarbeiterInnen an, von den 
Plantagen-BesitzerInnen keine Schutzklei-
dung ausgehändigt zu bekommen, und 73 
Prozent erhielten keinerlei Information 
über die Risiken und Nebenwirkungen der 
Mittel. Über 50 Prozent von ihnen lassen 
die Vorgesetzen überdies keine andere 
Wahl, als schon eine Stunde nach den 
Sprüh-Einsätzen wieder auf die Felder 
zurückzukehren. In Mexiko verdingen sich 
derweil bereits Kleinkinder auf den Pflan-

zungen, um das Einkommen ihrer Eltern 
zu steigern. Oftmals zählen diese zu dem 
Heer der rund drei Millionen Wanderar-
beiterInnen, die in die großen Anbau-Ge-
biete ziehen und als TagelöhnerInnen nur 
einen spärlichen Lohn erhalten. 
Überdies gibt es in diesen Staaten längst 
nicht so strenge Auflagen wie in der Eu-
ropäischen Union. „Bei Soja sind in der 
EU Glyphosat-Rückstände von 0,05 Mil-
ligramm pro Kilo erlaubt. In Brasilien 10 
Milligramm pro Kilo, also 200 mal mehr. 
Im Trinkwasser erlaubt Brasilien einen 
5.000 mal höheren Glyphosat-Rückstand 
als Europa“, konstatiert die brasilianische 
Geografin Larrissa Mies Bombardi. „Mole-
kularen Kolonialismus“ nennt sie das Trei-
ben von BAYER & Co., das diese Defizite 
aus Profit-Gründen gnadenlos ausnutzt. 
Mit „Geografie des Pestizid-Einsatzes 
in Brasilien und seine Verbindungen zur 
Europäischen Union“ hat die Wissen-
schaftlerin eine umfassende Studie zum 
dem Thema vorgelegt und damit das in 
ihrem Land so mächtige Agro-Business 
alarmiert. Nach dem Erscheinen der eng-
lischen Übersetzung der Studie erhielt 
Bombardi so massive Drohungen, dass sie 
sich entschloss, in Europa Zuflucht zu su-
chen. „[Z]urück nach Brasilien gehe ich auf 
keinen Fall, solange Jair Bolsonaro Präsi-
dent ist. Es herrscht heute ein Klima der 
Angst unter kritischen Wissenschaftlern“, 
sagt die Frau.

G r a v i e r e n d e  F o l g e n
Welche Folgen die Überdosis Agrochemie 
für den lateinamerikanischen Staat hat, 
legte Alan Tygel im Jahr 2019 auf der 
BAYER-Hauptversammlung dar: Die Zahl 
der Pestizid-Vergiftungen nimmt drastisch 

Der brasilianische Pestizid-Geschädigte Jakaira


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zu. „2007 lag sie bei 2.726 Fällen, 2017 
schon bei 7.200 – ein Anstieg um 164 Pro-
zent“, so der Kritiker. 
Diese Entwicklung verläuft parallel zum 
steigenden Absatz der Mittel. Auf 894.000 
Tonnen belief er sich im Jahr 2019 – eine 
Erhöhung von 32 Prozent gegenüber 2014. 
Besonders im Bundesstaat Mato Grosso, 
wo sich die Soja- und Mais-Monokulturen 
scheinbar endlos ausdehnen, leiden die 
Menschen unter dem Dauereinsatz der 
Chemie-Cocktails. „Du hast einen bitteren 
Geschmack in deinem Mund. Du möch-
test kein Gift mehr einatmen. Du möch-
test eine andere Art von Luft einatmen 

– aber es gibt keine. Dann fühlst Du dich 
schwach, Du kannst nicht aufstehen (...)“, 
mit diesen Worten beschrieb der Indige-
ne Jakaira der Initiative HUMAN RIGHTS 
WATCH den Verlauf seiner Intoxikation. 
Die Spätfolgen der Pestizid-Ausbringun-
gen zeigten sich 2016 dann den Wissen-
schaftlerInnen von der Bundesuniversität 
in Cuiabá. 1.442 von Magen-, Speise-
röhren- oder Bauchspeicheldrüsen-Krebs 
Betroffene machten die ForscherInnen 
in Mato Grosso aus, während es in Bun-
desstaaten ohne Landwirtschaft im Groß-
maßstab bloß 53 waren. 
Die absoluten Zahlen ermittelte 2020 die 

Studie „The global distribution of acute 
unintentional pesticide poisoning“. Sie 
machte rund um den Globus 385 Millionen 
Pestizid-Vergiftungen per anno aus. Ein 
Großteil davon ereignet sich in Entwick-
lungs- und Schwellenländern. Prozentual 
die meisten Fälle unter LandwirtInnen 
und LandarbeiterInnen gibt es in Süd- und 
Südost-Asien sowie in Ostafrika. Auch 
südamerikanische Staaten kommen auf 
beunruhigend hohe Raten. In besonderer 
Weise trifft es dabei die prekär Beschäf-
tigten. „Saisonarbeiterinnen, die in der 
Ernte für das Agro-Business arbeiten, 
werden wie Wegwerfprodukte behandelt. 
Unsere Körper werden durch den Pestizid-
Einsatz vergiftet“, so Alicia Muñoz von der 
VEREINIGUNG VON KLEINBÄUERINNEN, 
SAISONARBEITERINNEN UND INDIGE-
NEN FRAUEN IN CHILE. Von einem „Pro-
blem, das nach einem sofortigen Handeln 
verlangt“, sprechen die AutorInnen der 
Untersuchung angesichts der alarmieren-
den Zahlen. 

B AY E R  w i e g e l t  a b
Der Leverkusener Multi hat als zweitgröß-
ter Agrochemie-Anbieter der Welt einen 
gehörigen Anteil an dieser Entwicklung. 
Nach einer Studie von PUBLIC EYE und 
UNEARTHED exportierte er allein im Jahr 

3 Ausgaben aus den letzten Jahren
mit Archivduft für 5 € (oder 5 für 8€) 
Es sind mehrere Pakete pro Bestellung möglich.
E-Mail an: abo@graswurzel.net
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Der brasilianische Pestizid-Kritiker Alan Tygel auf der BAYER-Hauptversammlung
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Außerdem gibt es in tropischen Ländern 
eine Vielzahl von Krankheiten und Schäd-
lingen, die nur dort vorkommen“, ließ der 
Global Player verlauten. Darüber hinaus 
besäßen auch solche Staaten wirksame 
Verfahren zur Kontrolle der Pestizide: 
„Viele andere Aufsichtsbehörden auf der 
ganzen Welt verfügen ebenfalls über sehr 
zuverlässige, sorgfältig funktionierende 
und ausgefeilte Regulierungssysteme zum 
Schutz der menschlichen Gesundheit und 
der Umwelt.“ Brasilien beispielsweise 
hätte „eines der strengsten Regulierungs-
systeme der Welt“, erklärt der Agro-Riese. 
Damit nicht genug, wartet der Leverkuse-

ner Multi mit immer neuen Erklärungen 
dafür auf, warum er trotz aller Verspre-
chungen immer noch Pestizide der Ge-
fahren-Klasse 1 vertreibt. Mal betont er, 
das sei „ein langfristiger Prozess“, weil es 
keine „keine Schwarz/Weiß-Lösungen“ 
gebe, dann wiederum zweifelt das Unter-
nehmen – auf schwächere Dosierungen 
etwa bei Cyfluthrin/Beta-Cyfluthrin ver-
weisend – die Klasse-1-Einordnung an. 
„Die Toxizität dieser Wirkstoffe ist sehr 
stark vom Lösemittel abhängig. Alle un-
sere Fertigprodukte mit diesen Wirkstof-
fen sind WHO-Klasse II“, erklärte er. Und 
bei anderen Agrochemikalien schließlich 



2018 2.500 Tonnen Pestizide aus der EU, 
die in den Mitgliedsländern selbst nicht 
auf die Äcker dürfen. 36,7 Prozent der vom 
Konzern verkauften Produkte zählen zu 
denjenigen, die das PESTIZID AKTIONS-
NETZWERK (PAN) als hochgefährlich 
einstuft. Nur SYNGENTA konnte das noch 
toppen.
Trotzdem weist BAYER alle Kritik zurück. 
Auf der letzten Hauptversammlung von 
der COORDINATION GEGEN BAYER-
GEFAHREN mit dem skandalösen Ge-
schäftsgebaren konfrontiert, wiegelte 
CROPSCIENCE-Chef Liam Condon nach 
der Maxime „andere Länder, andere Sit-
ten“ ab. „Richtig ist, dass wir in einigen 
Ländern Pflanzenschutzmittel vertreiben, 
die in der EU nicht zugelassen sind. Dies 
ist aufgrund der unterschiedlichen An-
forderungen der landwirtschaftlichen 
Praxis auch nicht überraschend und sagt 
nichts über die Sicherheit der jeweiligen 
Pflanzenschutzmittel aus“, so Condon. 
An anderer Stelle holte der Konzern zur 
Zurückweisung der Vorwürfe noch ein 
wenig weiter aus. „Aufgrund der unter-
schiedlichen Klimazonen, Vegetation und 
Bodenverhältnisse wird für Produkte, die 
beispielsweise speziell für den Einsatz 
im asiatischen Raum entwickelt wurden, 
nicht die Zulassung in Europa beantragt. 
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Die Weltbühne,  
17. Februar 1931
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dass Löhne gesenkt 

und Arbeitszeiten 
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Unternehmer viele 
neue Arbeitsplätze 
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Militär und Marine anfangen, 
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Die Weltbühne,  

17. Dezember 1929
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will er längst geliefert haben. „Methio-
carb von BAYER noch im Handel? Nein, 
Methiocarb-haltige Produkte werden seit 
Ende 2019 nicht mehr von BAYER produ-
ziert und vertrieben!“, hieß es in einer 
Stellungnahme zu der Studie über dop-
pelte Standards von INKOTA und PAN. 
Die beiden Organisationen antworteten 
lapidar mit einem Screenshot von der Au-
stralien/Neuseeland-Website der Aktien-
Gesellschaft, die das Produkt im Januar 
2021 noch listete. Auch Carbendazim fand 
sich allen Versicherungen zum Trotz noch 
im Sortiment. Die Behauptung BAYERs, 
Fenamiphos lediglich bis 2013 noch an 
AMVAC geliefert zu haben, konnten die 
NGOs ebenfalls widerlegen.
Soviel zu Carbendazim und Methiocarb. 
Zu den anderen in Brasilien und anderswo 
trotz EU-Bann vertriebenen Ackergiften 
schweigt der Konzern wohlweislich – er 
will sie nämlich im Angebot halten. Dar-
an ließ Liam Condon, von der CBG auf der 
Hauptversammlung im Frühjahr 2021 nach 
den anderen inkriminierten Substanzen 
gefragt, keinen Zweifel. „Wir treffen kon-
tinuierlich Entscheidungen über unsere 
Produkte auf der Basis von Sicherheitsas-
pekten, aber auch von anderen sozialen, 
ökologischen und wirtschaftlichen Erwä-
gungen für Landwirte. In diesem Kontext 
bestehen derzeit keine Absichten, die 
genannten Wirkstoffe aus den Märkten zu 
nehmen“, führte der Ire aus. 
Darüber hinaus lässt der Global Player 
sich lediglich auf vage Zugeständnisse 
ein. 2016 verkündete er, in Armutsregio-
nen nur noch solche Ackergifte zu verkau-
fen, die „den Sicherheitsstandards einer 
Mehrheit der führenden Zulassungsbe-
hörden entsprechen“. 2019 hörte sich das 
gegenüber FOODWATCH schon wieder 
ganz anders an. Da genügte bereits die 
Genehmigung in einem einzigen, der In-
dustrieländer-Vereinigung OECD angehö-
renden Staat als Berechtigung dafür, das 
betreffende Mittel weltweit losschlagen 
zu können.

D e r  D r u c k  w ä c h s t
Aber der Widerstand gegen die Praxis der 
doppelten Standards wächst – nicht nur 
auf den AktionärInnen-Versammlungen 
von BAYER, BASF & Co. So haben INKOTA 
und PAN in der Sache einen Offenen Brief 
an den damaligen Bundeswirtschaftsmi-
nister Peter Altmaier sowie die damalige 
Bundeslandwirtschaftsministerin Julia 
Klöc kner aufgesetzt, den 60 Organisatio-
nen, darunter auch die CBG, unterschrie-
ben haben. Das Schreiben fordert die 

beiden PolitikerInnen dazu auf, ein Export-
Verbot für solche Pestizide auf den Weg 
zu bringen, die keine Zulassung in der Eu-
ropäischen Union besitzen. 
Im April 2021 schließlich wandte sich der 
Sonderberichterstatter der Vereinten Na-
tionen für Giftstoffe und Menschenrechte, 
Marcos A. Orellana, an Außenminister 
Heiko Maas und drängte ihn, in Deutsch-
land und in Brüssel auf einen Stopp der 
Gift-Ausfuhren hinzuwirken. „Die Praxis, 
gefährliche Pestizide, die wegen der von 
ihnen ausgehenden Gesundheits- oder 
Umweltgefährdung verboten sind, in är-
mere Länder zu exportieren, schafft dop-
pelte Standards, die den Handel mit und 
die Verwendung von verbotenen Stoffen 
in Teilen der Welt mit weniger strengen 
Vorschriften ermöglichen, wodurch die 
Gesundheits- und Umweltauswirkungen 
auf die Schwächsten verlagert werden“, 
schrieb Orellana.
Zudem haben PAN und INKOTA eine 
Unterschriften-Sammlung initiiert und 
dem Bundeslandwirtschaftsministerium 
im Juni 2021 eine Petition überreicht, die 
177.000 Menschen unterzeichnet hatten. 
„Deutsche Export-Interessen dürfen nicht 
auf Kosten der Gesundheit von Landar-
beiterInnen und Umwelt in anderen Län-
dern durchgesetzt werden“, sagte Wiebke 
Beushausen von INKOTA bei der Überga-
be in Berlin. Auch der Bundestag befasste 
sich bereits mit der Angelegenheit. Am 
11. Februar debattierten die Abgeordne-
ten über den von Bündnis 90/Die Grünen 
und „Die Linke“ gemeinsam gestellten 
Antrag: „Gefährliche Pestizid-Exporte 
stoppen – Internationale Abkommen zum 
Schutz vor Pestizid-Folgen stärken“. 
Eine Aktion zivilen Ungehorsams führte 
hingegen BLOCK BAYER durch. Die Gruppe 
besetzte im April 2021 zwei Verladestati-
onen des Dormagener Chemie-„Parks“, 
von wo aus mit einem EU-Bann belegte 
BAYER-Pestizide wie etwa Probineb ihren 
Weg durch die große weite Welt antreten. 
„Es ist ein Skandal, dass ein deutscher 
Konzern im globalen Süden hochgefährli-
che Pestizide verkauft, die hier verboten 
sind. Das wollen wir hier deutlich machen 
und fordern, dass BAYER die Produktion 
hochtoxischer Pestizide stoppt“, erklärte 
eine Sprecherin von BLOCK BAYER da-
mals. 
An die EU richteten sich ebenfalls For-
derungen. So bekamen die zuständigen 
EU-KommissarInnen einen Offenen Brief 
von 70 Organisationen – unter anderem 
unterzeichneten PAN, INKOTA, BUND, 
FOODWATCH und natürlich die Coordina-

Promis gegen Profi t

„[D]ie Infrastruktur der Gier zer-
stört die Infrastruktur des Lebens! 
Durch die Überschreitung von öko-
logischen Grenzen erschaffen wir 
die unterschiedlichsten Pandemien 
selbst. Sogar die Vereinten Natio-
nen haben zugegeben, dass man nur 
ein Symptom behandelt, wenn man 
die Pandemie nur als ein medizini-
sches Problem betrachtet.“

Vandana Shiva, indische Wissen-
schaftlerin und Aktivistin für eine 
ökologische Landwirtschaft

Au weia,  BAYER

Der BAYER-Konzern sorgt sich um 
das Wohlergehen desjenigen Perso-
nen-Kreises, der seine Pharma-Pro-
dukte an den Mann und an die Frau 
bringt: um die ApothekerInnen. In 
Zeiten von Corona sieht der Pillen-
Riese diese Berufsgruppe besonde-
rem Stress ausgesetzt. „Darunter 
leiden Beratungs- und Service-Leis-
tungen, aber auch die eigene see-
lische Gesundheit“, konstatiert der 
Global Player. Darum bietet er das 
Webinar „Rauszeit im Kopf“ an, das 
laut Apotheke adhoc „Entspannung, 
innere Balance und mehr Optimis-
mus“ verspricht. Das verspricht 
es aber auch für den Leverkusener 
Multi selber, wie Apotheke adhoc 
ergänzt, denn „Grundstein für das 
Programm ist die kürzlich neu ein-
geführte Phyto-Kombi CAMALAIF. 
Die Vierfach-Kombination soll ge-
gen typische Stress-Beschwerden 
helfen“.
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tion – zu den doppelten Standards. Auch 
eine Gruppe von EU-ParlamentarierInnen 
schrieb der Kommission, um ein Ausfuhr-
stopp zu erwirken. Sogar der Menschen-
rechtsrat der Vereinten Nationen appel-
lierte im Juli 2020 an die Europäische 
Union, die Praxis nicht länger zu dulden. 
„Wenn die EU mit all ihren Ressourcen 
zum Schluss kommt, dass diese Pestizide 
zu gefährlich sind, wie können sie dann in 
ärmeren Ländern sicher eingesetzt wer-
den, wo oft nicht einmal die notwendige 
Schutzausrüstung vorhanden ist?“, fragte 
der Orellana-Vorgänger Baskut Tuncak.

D i e  R e a k t i o n e n
Ohne Wirkung blieb das alles nicht. Frank-
reich und die Schweiz untersagten die 
Ausfuhr dieser Agro-Chemikalien. Und 
die EU-Kommission bekundete gegen-
über PAN EUROPE ebenfalls die Absicht, 
den „Export von gefährlichen, in der EU 
verbotenen Chemikalien, inklusive Pesti-
ziden“ zu unterbinden. „Die Kommission 
prüft momentan mehrere Optionen zur 
Umsetzung, inklusive einer Änderung der 
Vorschriften“, heißt es in dem Brief mit 
Verweis auf die im Oktober 2020 verkün-
dete Chemikalien-Strategie. Gegenüber 
dem Internet-Portal Euractiv bestätigte 
eine anonyme Brüsseler Quelle entspre-

chende Pläne. „Wie können wir es recht-
fertigen, die Gesundheit und die Umwelt 
anderer außerhalb der EU mit Produkten 
zu gefährden, die wir in der EU aus Ge-
sundheits- und Umweltschutz-Gründen 
nicht verwenden wollen. Wir müssen si-
cherstellen, dass unsere Gesetzgebung 
gleiche Ansätze auf das anwendet, was 
wir auf unserem Markt zulassen und auf 
das, was wir auf andere Märkte exportie-
ren“, so der Insider. 
Die Große Koalition signalisierte Zustim-
mung. „Die Bundesregierung begrüßt, 

dass die EU-Kommission das Thema der 
Produktion von in Europa verbotenen 
Chemikalien für den Export adressieren 
möchte und sieht den angekündigten 
Vorschlägen der EU-Kommission hierzu 
mit Interesse entgegen“, hielten CDU und 
SPD. in ihrer Antwort auf eine Kleine An-
frage von Bündnis 90/Die Grünen zum in-
ternationalen Chemikalien-Management 
fest. 
Allerdings gibt es nicht wenige Behar-
rungskräfte, sowohl auf nationaler wie 
auf internationaler Ebene. Das Bundes-
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Bahnhofsbuchhandlungen

Schwerpunkt 4/2021: Bundeswehr

Die brasilianische Pestizid-Geschädigte Franciana Rodrigues de Araus
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landwirtschaftsministerium etwa wendet 
sich strikt gegen Beschränkungen. Es hält 
solche Maßnahmen für sinnlos, da „viele 
Wirkstoffe auch in Übersee hergestellt 
werden“ und dann eben von dort aus in 
die Länder gelangten, wie es hieß. Bei der 

EU zeigen sich ebenfalls längst nicht alle 
Gremien bereit, gegen die Gift-Lieferun-
gen vorzugehen. Der Europäische Rat zum 
Beispiel weigert sich, den Import solcher 
Lebensmittel zu untersagen, die Rück-
stände von in der EU nicht erlaubten Pes-
tiziden enthalten – nicht zuletzt ein Erfolg 
des Extrem-Lobbyings von BAYER & Co. In 
Sachen „doppelte Standards“ bauen die 
Agro-Riesen nicht weniger Druck auf. Es 
wird sich zeigen, ob Brüssel und Berlin 
dem standhalten können. 
Die Ampel-Koalition hat sich erst einmal 
vorgenommen, das Thema anzugehen. 
„Wir werden von den rechtlichen Mög-
lichkeiten Gebrauch machen, den Export 
von bestimmten Pestiziden zu untersagen, 
die in der EU aus Gründen des Schutzes 
der menschlichen Gesundheit nicht zuge-
lassen sind“, kündigen SPD, Bündnis 90/
Die Grünen und FDP in ihrem Koalitions-
vertrag an. Die Möglichkeit gibt es be-
reits seit Langem. Nicht umsonst haben 
Frankreich und die Schweiz schon einen 
Ausfuhr-Stopp verhängt. 
Auf den entsprechenden Hebel in den 
bundesdeutschen Regularien hat Pe-
ter Clausing vom PESTIZID AKTIONS-
NETZWERK (PAN) in der jungen Welt 
hingewiesen (1). Der Paragraf 25 des 

Pflanzenschutzgesetzes erlaubt es dem 
Landwirtschaftsministerium nämlich per 
Verordnung, „zur Abwehr erheblicher, auf 
andere Weise nicht zu behebender Gefah-
ren für die Gesundheit von Mensch und 
Tier (...) die Ausfuhr bestimmter Pflanzen-
schutzmittel (...) in Staaten außerhalb der 
Europäischen Union zu verbieten“. Eine 
Verordnung aber lässt sich leicht wieder 
zurücknehmen – im Gegensatz zu einem 
Gesetz. Ein solches aber strebt die Regie-
rung Scholz nicht an. Nicht nur deshalb 
stehen einige Fragezeichen hinter dem 
Bekenntnis der Parteien.
Dabei wäre eine entsprechende Regelung 
nur ein erster Schritt. Am Ende müsste 
eine supranationale Einigung über den 
Umgang mit gefährlichen Ackergiften 
stehen. Eben dieses Ziel verfolgt Larissa 
Bombardi von ihrem Exil in Brüssel aus. 
„Als nächstes möchte ich mich der Idee 
von internationalen Regeln für den Ein-
satz von Pestiziden widmen. Es kann nicht 
sein, dass bestimmte Stoffe in der EU ver-
boten sind, aber das BAYER und BASF sie 
an Entwicklungsländer verkaufen“, sagte 
sie in einem Interview mit Zeit Online.  

O-Ton BAYER

„[K]ein Unternehmen kann einen so 
großen Beitrag zur Nachhaltigkeit in 
der Landwirtschaft leisten.“

BAYER-Chef Werner Baumann will 
trotz Drucks der Finanzwelt den 
MONSANTO-Kauf nicht rückabwic-
keln und steht nach wie vor in Treue 
fest zu der Akquisition.

WWW.MELODIEUNDRHYTHMUS.COM

Melodie & Rhythmus 1/2022 

Schwerpunkt: Kolonialismus

Jetzt am 
Kiosk
Ware, Fetisch, Mythos oder doch Kunst:
Kolonialer Kunstraub zwischen Enteignung und Aneignung
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Irrwege der Faschismus forschung und des Antifaschismus. 
Gespräch mit Ishay Landa

Everlasting Love: 
Kenneth Branagh über seinen neuen Spielfi lm »Belfast« 

(1) Peter Clausing: Giftige Geschäfte, junge Welt vom 
9. Dezember 2021
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